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es ist wieder soweit, unsere neue 
„FRAU aktiv“ ist da. Bei den Vorbe-
reitungen zu dieser Ausgabe hatten 
wir uns Gedanken gemacht, ob wir 
anhand der Artikel ein Titelthema 
festlegen können. Diese Idee wurde 
aber schnell verworfen, denn es ist 
wieder ein bunter Strauß an Themen 
zusammengekommen. Das Bild eines 
Blumenstraußes trifft es wirklich gut, 
man kann jeden Artikel – wie eine 
einzelne Blume – für sich lesen und 
betrachten.

Bei genauerem Hinsehen merkt man 
aber, dass fast kein Thema für sich 
alleine steht, und dass es viele Ver-
bindungen gibt. 

Das Thema Migration nimmt einigen 
Raum ein, es gibt Berichte über meh-
rere Projekte, die bedingt durch die 
aktuelle Flüchtlingssituation entstan-
den sind. Migration ist aber keines-
wegs ein neues Thema, denn durch 
die vielen Menschen, die schon vor 
längerer Zeit gekommen sind – und 
längst geschätzte Kolleginnen, Nach-
barinnen und Freundinnen wurden 
– begegnet es uns täglich.

Egal ob hier geboren, vor langer 
Zeit oder erst seit einigen Wochen 
hierhergekommen, die Frage nach 
der sozialen Gerechtigkeit verbindet 
uns alle. Die Trägerin des T-Shirts in 
Deutschland ist verbunden mit der 

Näherin in Bangladesch. Reichtum 
umverteilen, bezahlbarer Wohn-
raum, gendergerechte Medizin, das 
Frauenbild „am rechten Rand“ – das 
alles betrifft Jede und Jeden von uns.

Aktiv werden für eine gerechtere 
Welt ist ganz einfach. Frauen, die 
mitarbeiten wollen, sind beim Be-
zirksfrauenrat immer willkommen.
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Wann, wenn nicht jetzt: 

Reichtum umverteilen 
– ein gerechtes Land für alle
Zweifellos hat SPD-Kanzlerkandidat 
Martin Schulz mit dem Schlagwort 
„Soziale Gerechtigkeit“ etwas ange-
stoßen, das jetzt so, als ginge es um 
völlig neue Fragen, von den Medien 
breit aufgegriffen wird. Doch die 
zunehmende Spaltung unserer Ge-
sellschaft hat benennbare Ursachen 
und eine Geschichte, die zu kennen 
sich lohnt.

Soziale Gerechtigkeit 
und Wirtschafts- 
fundamentalismus
Während „Umverteilen“ schon als 
Wort nicht besonders sexy klingt, 
ist die „Soziale Gerechtigkeit“ ein 
weithin akzeptierter Begriff – weil 
sich alles Mögliche hineinstecken 
lässt. Aber was genau kann und 
soll er beinhalten? Angemessene 
Entlohnung von Leistungen? Ausrei-
chende Absicherung bei Arbeitslo-
sigkeit? Soziale Hilfe, die materielles 
Auskommen und die Teilnahme am 
gesellschaftlichen Leben ermöglicht? 
Ein würdiges, durch Rente materiell 
abgesichertes Alter? Förderung der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf? 
Verhinderung von Ausgrenzung und 
Diskriminierung einzelner gesell-
schaftlicher Gruppen? Das – und so 
vieles mehr.

Eine kapitalistische Demokratie, die 
solche Aspekte oder zumindest eini-
ge wesentliche davon berücksichtigt, 
könnte man – vielleicht - als „Soziale 
Marktwirtschaft“ bezeichnen. Wenn 
Sahra Wagenknecht, Fraktionschefin 
der Linken, in diesem Zusammen-
hang die Ära Ludwig Erhard positiv 
erwähnt, mag das verblüffen, zielt 
aber offenbar darauf ab, dass seiner- 
zeit etwa durch Familienbeihilfen, 
sozialen Wohnungsbau und die be-
triebliche Mitbestimmung etc. eine 
gewisse, wenn auch sehr beschei- 
dene gesellschaftliche Einkommens-
umverteilung zu verzeichnen war.

Schon unter Regierung des Bun-
deskanzlers Helmut Kohl (1982 bis 
1998), dann aber verstärkt unter 

Regentschaft 
des SPD-Bundes-
kanzlers Gerhard 
Schröder (1998 
bis November 
2005) in der 
ersten grün-roten 
Koalition auf Bun-
desebene folgte 
mit der Agenda 
2010 ein radikaler Umbau der Bun-
desrepublik, der sich bis heute fort-
gesetzt hat. „Wir werden Leistungen 
des Staats kürzen, Eigenverantwor-
tung fördern und mehr Eigenleistun-
gen von jedem Einzelnen abfordern 
müssen“, verkündete Schröder 2003 
als seine Leitlinie im Bundestag. Im 
Klartext hieß das bekanntlich: Abbau 
von Sozialleistungen, Ausweitung 
prekärer Beschäftigungsverhältnisse, 
Schaffung eines großen Niedrig-
lohnsektors, Privatisierung öffent-
licher Aufgaben, Reduzierung von 
Renten und Krankenversicherungs-
leistungen, Steuerentlastungen für 
Unternehmen und Reiche – all dies 
zugunsten „besserer wirtschaftlicher 
Konkurrenzfähigkeit Deutschlands 
im internationalen Wettbewerb“.

Im nationalen Maßstab wurde später 
Schäubles „Schwarze Null“ (anstelle 
einer aktiven staatlichen Konjunktur- 
und infrastrukturellen Investitionspo-
litik) zum Dogma erhoben, innerhalb 
der EU waren es die zwangsweise 
verordnete „Schuldenbremse“ und 
der „Fiskalvertrag“, die – nicht nur –  
zur Ausblutung Griechenlands führ-
ten. 

Gesenkte Lohnkosten durch befris-
tete Arbeit, Aufstocker, Leiharbeit, 
Werkverträge, Minijobs. Mit über 
sieben Millionen sind mehr als ein 
Fünftel der abhängig Beschäftigten 
allein in der Armutsfalle der Mini-
jobs gefangen, davon zwei Drittel 
Frauen. Unter anderem machte die 
ungeheure Ausweitung des Nied-
riglohnsektors Deutschland zum 
Exportweltmeister. 2016 übertrafen 
die deutschen Exporte die Importe 
um circa 253 Milliarden Euro. 

Die hier beschriebenen Entwick-
lungen der letzten Jahre lassen 
sich unter verschiedenen Begriffen 
kennzeichnen, die alle Ähnliches 
beinhalten: Der „Neoliberalismus“, 
„Wirtschaftsfundamentalismus“ 
oder die „marktkonforme Republik“ 
haben sich zur global vorherrschen-
den gesellschaftspolitischen Ideolo-
gie entwickelt. Es ist eine Ideologie, 
die knallharte Tatsachen gebiert 
und sich mit der Entwicklung des 
Finanzkapitalismus ohne Rücksicht 
auf Verluste durchgesetzt hat: Nach 
einer globalen Oxfam-Analyse von 
2016 besitzen derzeit 10 Prozent der 
Menschheit 90 Prozent des welt-
weiten Vermögens/Einkommens und 
zirka 90 Prozent der Menschheit nur 
10 Prozent des gesamten Wohlstands.

Die Ideologie des „Neoliberalismus“ 
setzt, vereinfacht gesagt, die so-
genannten „freien Märkte“, die 
Vertragsfreiheit und das Privat-
eigentum an erste Stelle, um unter-
nehmerische Investitionsgeschäfte 
und Absatzmärkte im globalem 
Maßstab zu fördern und lehnt (in 
ihrer schärfsten Form) gesellschaft-
liche Solidarität und den sozialen 
Ausgleich ab. Im Gegenteil wird die 
Verantwortung für Benachteiligung, 
Armut oder Elend dem einzelnen 
„Versager“ in der Leistungsgesell-
schaft zugewiesen. Der Mensch wird 
dabei sozusagen auf sein Dasein als 
Wirtschafts- und Kostenfaktor re- 
duziert – ein Menschenbild, das 
inzwischen alle gesellschaftlichen 
Bereiche durchdrungen hat. Ein 
Beispiel: Man braucht nur mal in 
irgendeinem Wartezimmer die gän-
gigen „Frauenzeitschriften“ durch-
zublättern: 



Aufforderungen zur Selbstoptimie-
rung und individueller Anpassung 
an die Leistungsgesellschaft durch-
ziehen die meisten Hefte, unter 
Überschriften wie „So stellen Sie sich 
ins rechte Licht“, „So sorgen Sie per-
sönlich für Ihr Rentenalter vor“ oder 
„So machen Sie aus einer kleinen 
Wohnung ein gemütliches Zuhause“. 

Faktencheck Armut und 
Reichtum in Deutschland
Der Paritätische Wohlfahrtsverband 
meldet in seinem Armutsbericht von 
Anfang März 2017, der Daten für 
das Jahr 2015 auswertet, dass die 
Armutsquote in Deutschland von 
2014 auf 2015 nochmals gestiegen 
ist, und zwar von 15,4 auf 15,7 Pro- 
zent – ein historischer Höchststand. 
Rein rechnerisch bedeutet das, 
dass 12,9 Millionen Menschen arm 
sind. Nach dem Bericht sind die 
von Armut am stärksten bedrohten 
oder betroffenen Erwerbslose (ihre 
Armutsquote liegt bei 59  Prozent), 
Alleinerziehende (Armutsquote 44 
Prozent), kinderreiche Familien (25 
Prozent) sowie Rentnerinnen und 
Rentner (Armutsquote 15,9 Prozent). 
Die Zahl der Rentnerinnen und Rent-
ner, die unterhalb der Armutsschwel-
le leben müssen, hat laut Bericht 
von 2005 bis 2015 um 49 Prozent 
zugenommen. 

Nach Daten des Statistischen Bun-
desamts aus dem Jahr 2013 verfü-
gen in Deutschland die obersten 
zehn Prozent der Haushalte über 
51,9 Prozent des Nettovermögens, 
die untere Hälfte nur über 1 Prozent. 
Zugleich schrumpft nach einer aktu-
ellen DIW-Studie (DIW-Wochen- 

bericht 18/2016) 
kontinuierlich die 
Mittelschicht. Sie 
besteht nach allge-
meiner Definition 
aus Personen, die 
mehr als 60 Prozent 
und weniger als 
200 Prozent des 
Median-Einkom-
mens beziehen. 
Seit der Wieder-
vereinigung ist die 
Mittelschicht laut 
Statistik um fünf 
Prozentpunkte ge-
schrumpft, während  

zeitgleich der Anteil der Einkommens- 
reichen um vier Prozentpunkte stieg.

Aus Wirtschaftskreisen wurden die 
Armutsberichte 2016 und 2017 der 
Parität heftig attackiert. Etwa wurde 
der „relativen Armut“ in der BRD die 
„absolute Armut“ in Ländern Afrikas 
gegenübergestellt und entsprechend 
polemisiert. Armut bezieht sich 
jedoch stets auf die Teilhabe an der 
Gesellschaft, in der man lebt.

Wie wird Armut berechnet?
Als arm gelten laut einer Definition 
der EU solche Menschen, die über 
weniger als 60 Prozent des mittle-
ren gesellschaftlichen Einkommens 
verfügen. Nach Angaben des Pari-
tätischen Wohlfahrtsverbands 2017 
werden bei uns Haushalte mit einer 
Person und einem Einkommen von 
weniger als 942 Euro pro Monat als 
arm bewertet. Bei einem Paar mit 
einem Kleinkind liegt die Armuts-
schwelle bei 1.696 Euro, bei Allein-
erziehenden mit einem Kleinkind bei 
1.225 Euro. 

Beim mittleren Einkommen han-
delt es sich nicht um das geläufige 
Durchschnittseinkommen. Dieses 
wird ermittelt, indem man alle 
Haushaltseinkommen addiert und 
die Summe durch die Anzahl der 
Haushalte teilt (arithmetisches 
Mittel). Für das mittlere Einkommen 
wird stattdessen der sogenannte 
Median, der mittlere Wert, errech-
net: Alle Haushalte werden nach 
ihrem Einkommen der Reihe nach 
geordnet, wobei das Einkommen des 
Haushalts in der Mitte der Reihe den 
Mittelwert darstellt. 

Der Unterschied zwischen arithmeti-
schem Mittel und Median kann sehr 
groß sein. Ein Beispiel: Verfügen fünf 
Haushalte jeweils über ein Einkom-
men von 700 Euro, 1.300 Euro, 
1.900 Euro, 6.500 Euro und 9.000 
Euro, so haben sie im Durchschnitt 
(700 + 1.300 + 1.900 + 6.500 + 
9.000) : 5 = 3.880 Euro.  
Der mittlere Wert (Median) wäre 
jedoch 1.900 Euro. 

Fazit:
Die Wirtschaft floriert, die statisti-
schen Arbeitslosenzahlen sinken – 
doch die Armut wächst. Gleichzeitig 
wurden Unternehmen und Vermö-
gen in den letzten Jahren und Jahr-
zehnten immer geringer besteuert. 
Die Vermögenssteuer ist seit 1997 
ausgesetzt, der Spitzensteuersatz 
wurde von 53 Prozent (1997) auf 
42 Prozent beziehungsweise 45 Pro- 
zent ab 256.304 Euro Jahreseinkom-
men (2017) abgesenkt. Und hier ha- 
ben wir das Thema versteckter Steu-
ervergünstigungen und Steueroasen 
noch nicht einmal angeschnitten.

Nach einer aktuellen Studie der 
Friedrich-Ebert-Stiftung (http://library. 
fes.de/pdf-files/wiso/12516.pdf) 
finden derzeit 82 Prozent der Deut-
schen, dass die soziale Ungleichheit 
in ihrem Land zu groß ist. 83 Prozent 
befürworten, dass die unteren und 
mittleren Einkommen steuerlich 
entlastet werden sollten. Gleichzei-
tig halten 76 Prozent der Befragten 
höhere Steuern für Privatpersonen 
mit hohem Einkommen oder gro-
ßen Vermögen für sinnvoll. Darüber 
hinaus spricht sich eine Mehrheit 
für eine Anhebung der Löhne und 
Gehälter sowie eine Anhebung des 
gesetzlichen Mindestlohns auf über 
8,84 Euro aus.

Neue Fakten schaffen: 
Rückblende, Aufschwung 
und Neustart
Bereits 2012 schlossen sich mehr 
als 26 Organisationen bundesweit 
zum Bündnis Umfairteilen – Reich-
tum besteuern“ zusammen, von 
Gewerkschaften bis zu Sozialverbän-
den, Umweltorganisationen bis zu 
Migrantenvereinigungen. Auch am 
Mannheimer Bündnis, im August 
2012 auf Initiative von ver.di 
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Rhein-Neckar und attac Mannheim 
gegründet, beteiligten sich zahl-
reiche sozial engagierte Organisa-
tionen, darunter die DGB-Jugend, 
Jusos, Grüne Jugend, GEW, die 
Föderation Demokratischer Arbei-
tervereine und Occupy Mannheim. 
Mit zahlreichen Straßenaktionen und 
Veranstaltungen war das Bündnis bis 
zu den Bundestagswahlen 2013 sehr 
aktiv und publizierte u.a. den eige-
nen „Armutsbericht Rhein-Neckar“.

Der Ausgang der Wahlen und der 
Beginn der Großen Koalition zeigten, 
dass der Kampf für einen Politikwan-
del einen langen Atem braucht. An-
ders als Gruppen in anderen Städten 
setzte das Mannheimer Bündnis sei-
ne Arbeit auch nach den Wahlen fort 
und führte im April 2015 mit großer 
Resonanz die ganztägige Konferenz 
„Kinderarmut in einem reichen Land 
– die Situation in Mannheim“ durch.

Aufschwung
2016 – nach Veröffentlichung des 
alarmierenden Berichts des Pari-
tätischen Gesamtverbandes zur 
Armutsentwicklung in Deutschland, 
des „Verteilungsberichtes“ des 
DGB, der globalen Oxfam-Studie 
zur Weltwirtschaft und weiteren 
Analysen – begann sich bundesweit 
ein neues Interesse am Kampf für 
soziale Gerechtigkeit abzuzeichnen. 
Beispielsweise fand in Berlin im Juli 
ein bundesweiter Armutskongress 
statt, auf dem es auch um konkrete 
Handlungsperspektiven ging; im 
Oktober veranstaltete die Liga der 
Freien Wohlfahrtspflege zusammen 
mit der Landesarmutskonferenz 
Baden-Württemberg eine Aktions-
woche unter dem Motto „Es ist 
genug... Genug für alle!“ mit den 
Schwerpunkten Bildungs-, Arbeits-
markt- und Wohnungspolitik. 

Dieser Aufschwung war auch bei der 
gut besuchten Veranstaltung mit der 
TAZ-Wirtschaftsredakteurin Ulrike 
Herrmann im November 2016 zu 
spüren, die das Mannheimer Bündnis 
Umfairteilen unter dem Titel „Vom 
Anfang und Ende des Kapitalismus“ 
gemeinsam mit DGB und IG Metall 
Mannheim, ver.di Rhein-Neckar, 
dem Überbetrieblichen Solidaritäts-
komitee Rhein-Neckar, attac Mann-
heim, der Föderation Demokratischer 

Arbeitervereine und dem Jugendkul-
turzentrum FORUM durchführte.

Neustart
Unter der Forderung „Reichtum 
umverteilen – ein gerechtes Land 
für alle“ hat sich Ende 2016/Anfang 
2017 erneut ein sehr breites bundes-
weites Bündnis zusammengeschlos-
sen und einen Aktionsplan für den 
Bundestagswahlkampf vorgelegt. 
Zum Bundesbündnis gehören u.a. 
ver.di, GEW, attac, Oxfam, AWO, 
der Paritätische Wohlfahrtsverband, 
die Nationale Armutskonferenz, 
der Deutsche Mieterbund sowie 
über 20 weitere bundesweit aktive 
Organisationen aus verschiedensten 
gesellschaftlichen Bereichen (siehe 
www.reichtum-umverteilen.de). Das 
Mannheimer Bündnis Umfairteilen ist 
dem neuen Bundesbündnis als Un-
terstützer beigetreten und kooperiert 
mit ihm (siehe: www.umfairteilen-
mannheim.de). 

In seinem Gründungsaufruf wirbt 
das Bundesbündnis für eine „neue, 
gerechtere Politik“ durch

•	 bessere soziale Absicherung und 
stärkere Rechte der Beschäftigten, 
der kleinen Selbstständigen, der 
Erwerbslosen, der Rentnerinnen und 
Rentner, der Kinder und Familien, 
der Menschen mit Behinderung und 
der Schutzsuchenden;

•	 mehr öffentliche Investitionen 
und mehr Personal für Infrastruktur, 
Kindereinrichtungen, Schulen und 
Hochschulen, Gesundheitswesen 
und Pflege, Kultur, Jugend und 
Sport, soziale und Arbeitsmarkt-
Integration;

•	 ökologisch nachhaltige und 
bezahlbare Energieversorgung und 
einen sozial verträglichen ökologi-
schen Umbau;

•	 Bereitstellung von ausreichend 
bezahlbaren Wohnungen;

•	 bedarfsdeckende Finanzausstat-
tung besonders der hoch belaste-
ten und verschuldeten Städte und 
Gemeinden.

Zur Finanzierung des vorgeschlage-
nen Maßnahmepakets fordert es die 
stärkere Besteuerung großer Vermö-
gen, Einkommen und Erbschaften 
und die Beseitigung von Steuer-
schlupflöchern.

Unter diesen Forderungen bereitet 
derzeit auch das Mannheimer Bünd-
nis einen Neustart und die Zusam-
menarbeit mit anderen Initiativen, 
Organisationen und Einzelpersonen 
vor. 

Soziale Gerechtigkeit verlangt einen 
umfassenden politischen Wechsel.

Literatur zum Thema:

Christoph Butterwegge: Reichtums-
förderung statt Armutsbekämpfung, 
Wiesbaden 2016; sowie: Hartz IV 
und die Folgen – Auf dem Weg in 
eine andere Republik, Weinheim und 
Basel 2015

Ulrich Schneider (Hg.): Kampf um 
die Armut – Von echten Nöten und 
neoliberalen Mythen, Frankfurt am 
Main 2015

Patrick Schreiner: Unterwerfung als 
Freiheit – Leben im Neoliberalismus, 
Köln 2016

Usch Kiausch (ver.di), 
Mannheimer Bündnis Umfairteilen 

Fotos: Helmut Roos, ver.di, 
Mannheimer Bündnis Umfairteilen

Zur Autorin: Usch Kiausch ist freie 
Redakteurin und Journalistin und 
befasst sich unter anderem mit sozi-
alpolitischenThemen. 
Kontakt: ukiausch@t-online.de

Photo: Peter Fleissner
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MIMI – Gewaltprävention 
mit Migrantinnen für Migrantinnen
2015 war der Beginn des Aufbruchs 
einer großen ehrenamtlichen Initia-
tivenbewegung zur Unterstützung 
von geflüchteten Menschen in ganz 
Deutschland. Die Politik musste 
reagieren. Familienministerin Manuela 
Schwesig legte einen Plan vor, Frauen 
und Kinder besonders in den Flücht-
lingsunterkünften vor Übergriffen zu 
schützen. Nach ihren Plänen sollten 
Unterkünfte mit Spiel- und Schutz-
räumen für Kinder sowie mit ge-
trennten Sanitäranlagen für Frauen 
und Männer ausgestattet werden. 
Sexuelle Übergriffe, die auch durch 
Personal und Helfer in den Unter-
künften stattfanden, sollten durch 
geschulte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter schneller erkannt und 
gemeldet werden. 

Mit den Verschärfungen des Asyl-
rechts 2016 wurden diese Vorschlä-
ge des Familienministeriums kassiert. 
Umso wichtiger war es deshalb, 
dass bürgerschaftliche Projekte die 
Lücke füllten und weiterhin das Ziel 
verfolgen, geflüchtete Frauen gegen 
Gewalt zu schützen.

Das Projekt MiMi (Migratinnen für 
Migrantinnen) des Ethno-Medizini-
schen Zentrums e.V. ist von seiner 
Ursprungsidee ein Projekt, mit dem 
Migrantinnen und Migranten ein 
besserer Zugang zum Gesundheits-
system ermöglicht werden soll. 
Hierzu werden durch geschulte 
„Mediatorinnen und Mediatoren“ 
muttersprachliche Informationsver-
anstaltungen durchgeführt. Themen, 
die seit 2003 in einzelnen MiMi Pro-
jekten behandelt wurden, sind zum 
Beispiel Diabetes, Impfschutz oder 
Ernährung  und Bewegung.

Darüber hinaus orientiert sich das 
Projekt an der UN-Kampagne zum 
5. UN-Millenniumsziel „Verbesse-
rung der Gesundheitsversorgung der 
Mütter“ zur Reduzierung der Müt-
tersterblichkeit und Verbesserung 
des Zugangs zur reproduktiven 
Gesundheitsversorgung. Seit 2016 
wird das Themenspektrum um 
das Thema Gewaltprävention für 
geflüchtete Frauen, Kinder und 
Migrantinnen durch die Beauftragte 

der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration, Staats-
ministerin Aydan Özoguz, gefördert. 

„Frau aktiv“ sprach mit dem Leiter 
des Projektes in der Metropolregion 
Rhein-Neckar, Dr.Tobias Vahlpahl.

Herr Vahlpahl, was genau wollen Sie 
mit dem Projekt MiMi erreichen? 

Wir versuchen mit MiMi die gesund-
heitliche Versorgung von Migrantin-
nen und Migranten zu verbessern. 
In vielen Bereichen fehlen Informa-
tionen oder es bestehen kulturelle 
Barrieren. Hier können wir mit 
muttersprachlichen Informationsver-
anstaltungen die Menschen direkt 
erreichen und ihren Zugriff auf Ge-
sundheitsdienste verbessern. MiMi ist 
inzwischen wunderbar etabliert und 
erfolgreich in über 60 Städten nicht 
nur in Deutschland durchgeführt 
worden. 

Im Rahmen des Projektes sind inter-
kulturelle Mediatorinnen für Ge-
waltprävention ausgebildet worden. 
Wo sind diese Mediatorinnen bisher 
angefragt worden?

Wir haben bereits 20 interkulturelle 
Mediatorinnen ausgebildet. Bis-
her arbeiten ausschließlich Frauen 
in diesem Projekt. MiMi ist kein 
Ehrenamt im klassischen Sinn, die 
Frauen erhalten ein Honorar. 
Sie arbeiten zum Beispiel in 
Flüchtlingseinrichtungen, mit 
dem Kinderschutzbund, dem 
Paritätischen Wohlfahrtsverband, 
mit Moscheen und Migranten-
Vereinen. Dabei engagieren sich 
Mediatorinnen über das Projekt 
hinaus und begleiten auch in 
schwierigen Fällen.

Wie sind die Frauen für ihre 
Aufgaben qualifiziert? 

Sie erhalten eine Ausbildung von 
50 Stunden an sieben Nachmit-
tagen und in Wochenend-Schu-
lungen. Die jeweiligen Inhalte 
werden von Fachexpertinnen 
und Fachexperten aus der Regi-
on unterrichtet, von Psychologin-
nen, Psychologen, Ärztinnen und 

Ärzten, von der Polizei, dem Zentral-
institut für Seelische Gesundheit und 
anderen. Wichtig ist uns immer die 
Grenzziehung zu professionalisierten 
Hilfs- und Beratungsangeboten. In 
50 Stunden wird niemand zur Sozial-
arbeiterin. Sehr wohl kann man aber 
lernen, wie man an ein hervorragen-
des Beratungsangebot verweisen 
kann.

Auch spezifische Gesundheitsme-
diatorinnen und Gesundheitsme-
diatoren werden ausgebildet, die 
muttersprachliche Informations-Ver-
anstaltungen zu Themen wie „Deut-
sches Gesundheitssystem, Diabetes, 
Familienplanung, Kindergesundheit“ 
und anderes durchführen. Wie ge-
staltet sich die Zusammenarbeit mit 
den Gesundheitseinrichtungen der 
Region? 

Unser Ziel ist es, ein lokales Netzwerk 
aufzubauen, das ist sehr wichtig. 
Es muss immer respektiert werden, 
wo die jeweilige Kompetenz an-
fängt und aufhört. Durch eine klare 
Arbeitsteilung und Zusammenarbeit 
mit kompetenten Fachexpertinnen 
und Fachexperten können wir viel 
erreichen.

Der im Westen ausgebildete Arzt hat 
oft kein Verständnis für kulturelle 
Eigenheiten und Differenzen, die in 
der Beziehung zwischen Ärztin/Arzt 
und geflüchtetem Menschen auftre-
ten können. Wir suchen mit unserem 
Projekt MiMi Menschen als Mediato-
rinnen, die beide Seiten kennen und 
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verstehen. Unsere Grundidee dabei 
ist der Brückenschlag, denn diese 
Mediatorinnen und Mediatoren ha-
ben ein Verständnis für die kulturel-
len Unterschiede und können bei der 
Verständigung auch in der Mutter-
sprache helfen.  

Welche Erfahrungen haben die 
Mediatorinnen und Mediatoren 
gemacht?

Der Bedarf an Beratung, insbesond- 
re was häusliche und sexuelle Gewalt 
betrifft, ist sehr groß. Erst wenn mut-
tersprachliche Hilfe angeboten wird, 
kann die Beratung funktionieren. Wir 
haben erreicht, dass mehrere Frauen 
aus der ganz konkreten Gewaltsitua-
tion herauskommen konnten. 

Für die Mediatorinnen und Media-
toren ist die Arbeit nicht immer ein-
fach, insbesondere was die Grenz-
ziehung betrifft. Zwischen Privatem 
und Beruflichem zu trennen, ist oft 
schwierig, weil die Grenzen fließend 
sind. Zumal schwere Schicksale an 
die Mediatorinnen und Mediato-
ren herangetragen werden. Nach 
unserer Erfahrung muss zuerst das 
Leid der Menschen angesprochen 
werden, bevor man sich mit anderen 
Dingen und Themen beschäftigt. 

Aber im Ganzen funktioniert das 
Konzept recht gut. Wir kennen kon-
krete Fälle, wo nach einer Beratung 
die Situation substantiell verbessert 
hat.

Es gibt Barrieren, die leicht überwun-
den werden können. Zum Beispiel 
wenn Frauen darüber informiert wer-
den, dass sie in Deutschland wählen 
können, welchen Arzt sie aufsuchen 
möchten. Bei den Früherkennungs-
untersuchungen für Kleinkinder 
besteht ein Unterschied zwischen 
Einheimischen und Migrantinnen/Mi-
granten darin, dass diese nur dann 
zum Arzt gehen, wenn es weh tut 
und die Kinder krank sind. Allerdings 
ist auch in der „einheimischen“ Ge-
sellschaft der Präventivgedanke nicht 
überall verbreitet und muss sich erst 
etablieren. 

Woran messen Sie Ihre Arbeit und 
stellen Sie die Ergebnisse fest?

Wir haben ein Qualitätssicherungs-
system, das uns hilft, unsere Arbeit 
zu überprüfen. Mithilfe von Frage- 

bögen in mehreren Sprachen er-
halten wir die Rückmeldungen von 
Menschen, die eine Informationsver-
anstaltung besuchten oder beraten 
wurden. Und die Mediatorinnen 
schreiben nach jeder Veranstaltung 
einen Bericht. Wir sind mit unseren 
Mediatorinnen und Einrichtungen 
rund um die Uhr im Gespräch.    

Wie viele geflüchtete Frauen und 
Mädchen sowie Migrantinnen und 
Migranten sind bisher durch die 
Informations-Veranstaltungen in 
Stadtteilen, Beratungszentren, Arzt-
praxen, Kindergärten, Seniorengrup-
pen oder interkulturellen Einrichtun-
gen erreicht worden?

Zirka 400 Menschen sind bisher 
durch das Gewaltpräventionspro-
jekt direkt erreicht worden. Der 
Zugang zu den Menschen ist sehr 
unterschiedlich und wir arbeiten mit 
vielen Partnern eng zusammen; in 
Mannheim haben wir zu Flüchtlings-
einrichtungen, die staatlich gelei-
tet werden, Zutritt. Aber auch die 
Flüchtlingskoordinatorin der Stadt 
Mannheim sowie die Gleichstellungs-
beauftragte arbeiten mit uns zusam-
men. In Rheinland-Pfalz können wir 
uns eher auf die Flüchtlings-Sozialar-
beit stützen, den Paritätischen Wohl-
fahrtsverband und hier insbesondere 
den Kinderschutzbund. 

Gibt es für migrantische oder 
geflüchtete Mädchen spezifische 
Angebote? 

Die Veranstaltungen zur Gewalt- 
prävention sind für Mädchen ab  

14 Jahren zugänglich, wobei wir 
wissen, dass Probleme bereits in 
früheren Jahren auftreten können, 
zum Beispiel bei Missbrauchsfällen. 
Hier sind die Mütter gefragt, mit den 
Kindern zur Beratung zu gehen. Lei-
der haben wir häufig das Problem, 
dass den Frauen gesagt wird: wenn 
ihr zur Beratungsstelle geht, verliert 
ihr euren Bleiberechtsanspruch.

Das ist natürlich gelogen, bildet 
jedoch ein manifestes Machinstru-
ment. Und angesichts der aktuellen 
Sammelabschiebungen erscheint 
diese Argumentation leider durchaus 
glaubwürdig.

Spezifische Angebote für Mädchen 
haben wir noch nicht. Bei dem 
Thema Gewalt müssen die Eltern 
mitmachen. Bei anderen Themen 
wie Diabetes, Impfungen oder Sport 
wäre ein direkter Zugang zu Mäd-
chen denkbar.

Müssten nicht auch die männlichen 
Geflüchteten einbezogen werden, 
insbesondere was den Umgang mit 
dem anderen Geschlecht, mit Sexua-
lität und Familienplanung betrifft?  

Männliche Geflüchtete sollten auf 
jeden Fall einbezogen werden. Einige 
Männer haben bereits ein großes 
Interesse und können über ihre Netz-
werke viele Informationen erhalten 
und weitergeben. 

Wo sehen Sie zukünftige Handlungs-
bedarfe im Projekt MiMi? 

Wir werden noch eine Weile mit 
dem Thema „Geflüchtete“ zu tun 
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haben. Denn Menschen, die zu 
Beginn ihrer Ankunft in Deutschland 
erst einmal froh sind, Krieg, Gefahr 
und Gewalt entronnen zu sein, 
erleben psychisch nach einiger Zeit 
ihres Hierseins oftmals erneut die be-
drohende Situation. Diese Traumata 
sollten unbedingt bearbeitet werden, 
wozu es kompetenter Expertinnen 
und Experten bedarf. Auch die 
Unsicherheit durch das Asylrecht, ob 
ich ein Bleiberecht habe oder nicht, 
kann geflüchtete Menschen krank 
machen.

Darüber hinaus gibt es noch viel in 
allen „normalen“ Gesundheitsbe-
reichen zu tun. Dazu werden wir 

weiterhin Informationen durch qua-
litativ hochwertige Broschüren und 
andere Materialien verbreiten. Unser 
Informationsmaterial stellt dabei den 
„state of the art“ des jeweiligen 
Forschungsstandes dar und ist in bis 
zu 15 Sprachen übersetzt.

Zu den Bündnisaktionstagen im 
Oktober 2017 wollen wir das Thema 
„Empowerment“ mit künstlerischen 
Mitteln in einer Veranstaltung auf 
die Bühne bringen. 

Wir werden außerdem eine reine 
Männergruppe aufbauen. Denn Jun-
gen beziehungsweise Männer sind 
tendenziell die Migrationsverlierer, 

sie haben schlechtere Schulnoten 
und Schulabschlüsse und werden 
weniger gefördert. Tatsache ist, dass 
bei Mädchen die Integrationserfolge 
höher liegen.

Eine der größten Herausforderungen 
wird sein, unsere Einrichtung auf 
nachhaltige Füße zu stellen. 

Dazu müssen wir Fundraising betrei-
ben. Und unseren Partnern zeigen, 
dass wir hervorragende Arbeit leis-
ten, die etwas bewegt.  

Das Interview führte 
Anna Barbara Dell

Mehr als gemeinsames Singen:

Der Mannheimer  
Bahnhofshelfer-Chor
Gambia, Syrien, Eritrea, Afghanistan, 
Pakistan, Iran, Irak, Deutschland,  
Türkei, Kurdistan, Malaysia, Ägypten, 
Nigeria, Tunesien, Mazedonien. 
Menschen aller Altersklassen aus 
diesen und weiteren Nationen 
treffen sich jede Woche zum Singen 
beim „Mannheimer Bahnhofshelfer-
Chor“ in Kulturbrücken Jungbusch, 
ungeachtet von Geschlecht, Her-
kunft, Religion oder Gesinnung. 
Aber der Bahnhofshelfer-Chor ist 
mehr geworden, als das regelmäßige 
gemeinsame Singen von internatio-
nalen Liedern.

Die Idee entstand durch verschiedene 
Gedankenanstöße der „Bahnhofs-
helfer Mannheim“. Als nämlich 
Anfang 2016 Europas Grenzen für 
die Geflüchteten schlossen, hat-
ten einige Bahnhofshelferinnen 
und Bahnhofshelfer die Idee, eine 
deutschlandweite Demonstration 
gegen die Abschottung Europas 
und auch Deutschlands zu organi-
sieren. Leider kam es nicht zu dieser 
Demonstration. 

Im Frühjahr 2016 jedoch sah ich 
das Video „Let me in“ von Alicia 

Keys, indem die Sängerin die Mutter 
von zwei Kindern verkörpert, die 
ihre Heimat (USA) Hals über Kopf 
verlassen muss, weil dort ein Krieg 
ausbricht. Die Sängerin tritt mit ihren 
Kindern die Flucht an, zu Fuß und 
auch mit einem Boot, verliert eins 
ihrer Kinder und sieht sich einem 
Stacheldrahtzaun in Mexiko gegen-
über.

Dieser Song und das Video haben 
mich sehr bewegt und ziemlich 
schnell kam die Idee, daraus einen 
Flashmob zu machen und ihn an 
verschiedenen Plätzen in Mannheim 
mit Bahnhofshelfern, Geflüchteten, 
Freundinnen und Freunden zu sin-
gen. Über Facebook wurde Werbung 
gemacht, mit Hilfe des Flüchtlings-
fonds wurde dieses Vorhaben un-
terstützt, das Lied mit anfangs acht 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
eingeübt und acht Wochen später 
mit etwa 18 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern auf dem Alten Mess-
platz, Marktplatz und dem Bahn-
hofsvorplatz vorgetragen.

Während der Treffen zu den Pro- 
ben hatte sich etwas Wichtiges 

abgezeichnet, was am Hauptbahn-
hof Mannheim seinen Anfang nahm: 
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
freuten sich auf die wöchentlichen 
Proben und es wurden Wünsche 
laut, den Chor fortzuführen und 
mehr Lieder zu singen. So fragte ich 
Hermann Rütermann von Kulturbrü-
cken e.V., ob wir weiterhin die Räu- 
me nutzen dürften und er stimmte zu. 
Von da an kamen Woche für Woche 
immer mehr Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer hinzu. Und wir began-
nen, Lieder aus anderen Ländern zu 
proben (arabisch, kurdisch, englisch, 
deutsch).

Geflüchtete und Einheimische, 
darunter auch ehrenamtliche 
Helferinnen und Helfer bekamen 
die Möglichkeit und einen Ort, 
sich unverbindlich zu treffen, sich 
kennenzulernen und auszutau-
schen. Daraus wurde immer mehr 
ein Ort der Begegnung. Geflüchtete 
erzählen uns über ihre Nöte und 
die Einheimischen beziehungs-
weise ehrenamtlichen Helferinnen 
und Helfer vermitteln, vernetzen 
und helfen, jede/r mit Ihren/seinen 
Mitteln, Fähigkeiten, Kenntnissen 
und Kontakten, jede/r wie es Ihr/ihm 
die Zeit erlaubt. Oft werden auch 
Spenden wie Kleidung, Spielsachen, 
Unterrichtsmaterial, Haushaltsgegen-
stände zu den „Proben“ mitgebracht 
und weitergegeben.
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Oder es werden verschiedene Anträ-
ge ausgefüllt, Vorgänge und Vorge-
hensweisen auf Ämtern erklärt, das 
Leben in Deutschland beigebracht 
und so weiter.

Und manchmal wird auch vermit-
telt. So haben wir zum Beispiel fünf 
Geflüchteten Jobs, Praktika, Ausbil-
dungsstellen und eine Vereinsmit-
gliedschaft vermittelt. Für Familien 
von drei Teilnehmern, die zuvor in 
Unterkünften gelebt haben, wurden 
Wohnungen gefunden, mehreren 
Geflüchteten wurden Möbel für ihre 
erste Wohnung herbeigeschafft und 
auch beim Transport geholfen. Bei 
verschiedenen Aktionen, bei denen 
wir Ehrenamtliche auf Helferinnen 
und Helfer angewiesen sind, können 
wir regelmäßig auf die Hilfe der Ge-
flüchteten zugreifen. Sie unterstüt-
zen und helfen uns, gemeinsam an-
deren Geflüchteten und Familien zu 
helfen, so dass auch die Menschen, 
die anfangs auf unsere Hilfe ange-
wiesen waren, nun der Gesellschaft 
etwas zurückgeben können und den 
Sinn des Ehrenamts erleben.

Aus diesem Bedarf der Ansprache 
und der großen Teilnehmerzahl 
wurden einige Änderungen für den 
Bahnhofshelfer-Chor vorgenommen. 
Das gemeinsame Singen wurde von 
zwei auf eine Stunde reduziert, so 
dass man vor der eigentlichen Probe 
Zeit und Raum hat, sich auszutau-
schen, zu besprechen und zu planen. 
Der Spaß kommt aber nie zu kurz! 
Oft wird auch in dieser „Freestyle-
Stunde“ getanzt, gesungen, geges-
sen und gelacht.

Es ist jedes Mal wunderschön zu 
sehen, wie Syrer zu afrikanischen 
Trommelklängen tanzen und umge-
kehrt! Es ist wunderschön zu sehen, 
dass das Lieblingslied aller das arabi-
sche Lied ist. Es ist wunderschön zu 
sehen, dass kaum jemand stillste-
hen kann, wenn wir das fröhliche 
kurdische Lied singen, um dann im 
Anschluss unsere Kreise im Tanz zu 
ziehen.

Oft bekomme ich die Rückmeldung 
der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer, dass sie froh sind, auf unseren 
Chor gestoßen zu sein, dass sie sich 
sechs Tage lang auf den Donnerstag 
freuen, dass es ihnen Ablenkung 
verschafft von ihren Problemen, 

Sorgen und dem Alltag, der oft von 
Langeweile geprägt ist. Die Treffen 
sind immer voller Ausgelassenheit, 
Offenheit, Freude, Neugier, Kreativi-
tät und vor allem Spaß. Jede/r neue 
Teilnehmerin/Teilnehmer wird sofort 
in den Kreis aufgenommen.

Im April war unser Chor beim 
„Heidelberger Frühling“ eingeladen, 
wo wir mit einem Komponisten aus 
London und zusammen mit Schul-
chören neue Lieder erarbeiteten, die 
wir abends dem Publikum vortrugen.

Mit dem Komponisten Volker Staub, 
Gründer des „One Earth Orchestra“, 
werden wir auch dieses Jahr für 
verschiedene Events zusammenar-
beiten. Er wurde letztes Jahr auf uns 
aufmerksam und gemeinsam mit 
ihm und diesem außergewöhnlichen 
Orchester haben wir als Chor beim 
Weltfest im Pfalzbau Theater Lud-
wigshafen Ende 2016 mit ein paar 
Gesangseinlagen teilgenommen. 

Auch wenn wir manchmal schräg 
singen, frei nach dem Motto: „Wir 
sind keine Profis und möchten auch 
keine sein!“: was bei uns zählt, ist 
die Freude und dass wenigstens in 
diesem Raum für einige Stunden kei-
ne Grenzen zwischen den Menschen 
existieren. Und darin sind wir Profis!

Wer bei uns mitmachen möchte, wir 
freuen uns auf jede und jeden! 

Chor-Proben: Kulturbrücken Jung-
busch, Böckstraße 21, Mannheim. 
Donnerstags von 18 bis 20 Uhr.

Wer sind die Bahnhofshelfer?

Wir, die Bahnhofshelfer sind eine 
Gruppe freiwilliger Helferinnen und 

Helfer aller Nationen, die vom 
September 2015 bis April 2016 
gestrandeten Geflüchteten jede 
Nacht – oft bis in die frühen Mor-
genstunden – am Mannheimer 
Hauptbahnhof bei der Weiterreise 
geholfen haben.

Während dieser Zeit kamen sehr 
viele Geflüchtete, Alleinreisende, 
Familien und Großgruppen am 
Hauptbahnhof an, die meisten von 
ihnen hatten sich verfahren, wuss-
ten nicht weiter, kannten sich nicht 
aus. Wir halfen ihnen mit Hilfe von 
unseren Helferinnen und Helfern, die 
selbst geflüchtet waren und uns als 
Dolmetscherinnen und Dolmetscher 
unterstützten, weiter.

Wir kauften ihnen Tickets, erklärten 
ihnen ihre weitere Fahrt, versorgten 
sie mit warmer Kleidung, Nahrung, 
Getränken, Decken, Hygienepro-
dukten und allem was nötig war, 
manchmal auch mit medizinischer 
Hilfe.

Oft benötigten diese Menschen eine 
Notunterkunft, einen Schlafplatz. 
Am Anfang halfen uns Freundinnen, 
Freunde und Freiwillige, sie für eine 
Nacht in ihren Wohnungen unterzu-
bringen, bis wir dank Spenden aus 
der Bevölkerung ein paar Zimmer in 
einem naheliegenden Hotel finanzie-
ren konnten.

Bis heute sind die Bahnhofshelferin-
nen und -helfer auf unterschiedliche 
Weise ehrenamtlich in der Flücht-
lingshilfe aktiv.

Natice Orhan-Daibel
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Kann ich als Erzieherin unpolitisch sein?
„Demokratie lebt vom Streit, von der Diskussion um den richtigen Weg“ 

(Richard von Weizsäcker)

Wie komme ich zu einem 
solchen Thema?
Seit längerem schon beschäftigt 
mich die Frage, wie wir es schaffen 
können, unsere Mitbürgerinnen wie-
der für politische Themen zu interes-
sieren. In der letzten Zeit gab es nun 
solch brisante Entwicklungen, dass 
es mir ein Anliegen ist, diesen Artikel 
zu schreiben.

Ich wollte es nicht dabei belassen 
Menschen, die bereits aktiv an 
diesem Thema arbeiten mit dem 
Satz zu behelligen: „ Ihr müsst etwas 
tun!“, darum habe ich versucht mich 
diesem Thema breiter zu widmen 
und freue mich. Über Leserinnen, die 
jetzt weiter lesen.

Wir lernen, Kinder und Jugendliche 
zu begleiten, ihnen Halt zu geben, 
sie zu bilden, sie zu stärken, ihnen 
das Rüstzeug mit auf ihren Weg zu 
geben, als selbstbewusste, reflektie-
rende, sich interessierende und sozi-
ale Menschen ihren Weg zu gehen. 
Der Weg kann sich in einem kleinen 
Radius bewegen, er kann aber auch 
einen europäischen Radius bekom-
men, oder gar mehr.

Um so weit über den Tellerrand 
schauen zu können muss ich gefes-
tigt sein. In was hinein festige ich 
diese jungen Menschen? Welchen 
Auftrag habe ich da?

Ich kam zu dem Schluss, dass Demo-
kratie hier für mich der Schlüssel ist, 
da hier viele Grundwerte verankert 
sind. Das bedeutet, ich muss also 
politisch sein. Der Staat (staatlich 
anerkannte Erzieherin) gibt mir den 
Auftrag und somit erziehe ich in 
diesem Rahmen.

Sicher ist Demokratie seit jeher und 
auch heute unvollkommen. Sie ist an- 
fällig für Missbräuche unterschiedlicher 

Art. Ist es nicht gerade deswegen 
wichtig, dass es Menschen gibt, 
die bereit und in der Lage sind sich 
einzumischen und Verantwortung zu 
übernehmen?

Derzeit scheint es so, als ob soziale 
Gerechtigkeit in einer globalen Welt 
zerbröckelt. Darum sind Eigenschaf-
ten wie Partizipationsfähigkeit und 
Partizipationsbereitschaft für uns in 
einer demokratischen Gesellschaft 
unentbehrlich und müssen aktiv als 
Ziel in der Erziehung in Kindertages-
stätten ihren Ausdruck finden.

Das Kinder- und Jugendhilfegesetz 
formuliert es folgendermaßen:

„Kinder und Jugendliche sind ent-
sprechend ihrem Entwicklungsstand 
an allen sie betreffenden Entschei-
dungen der öffentlichen Jugendhilfe 
zu beteiligen.“

Da der § 8 KJHG keinerlei Alters-
begrenzungen enthält, gilt er auch 
uneingeschränkt für Kindertagesein-
richtungen.

Vielleicht sollte jede von uns mit 
einer Selbstreflexion beginnen und 
sich die Zeit nehmen sich Fragen zu 
stellen.

Überprüfen Sie sich selbst: 

•	 Sind Sie davon überzeugt, dass 
jede und jeder etwas zu sagen hat? 
Sind Sie interessiert und neugierig 
auf das, was die Kinder beizutragen 
haben? Begegnen Sie ihnen eher fra-
gend als wissend? Nehmen Sie ihre 
Beiträge ernst? 

•	 Hören Sie den Kindern aufmerk-
sam zu? Wenden Sie sich ihnen 
dabei körperlich zu? Suchen Sie 
Blickkontakt? Lassen Sie die Kinder 
ausreden, auch wenn sie 
abweichen, nicht gleich 
zum Punkt kommen? 

Sprechen Sie es ehrlich aus, wenn es, 
aus welchen Gründen auch immer, 
gerade nicht möglich ist, sich auf 
das Gespräch einzulassen: „Ich kann 
dir jetzt nicht zuhören. Kannst du 
warten, bis ich hiermit fertig bin?“ 

•	 Schwingen Sie mit? Lassen Sie 
sich ein? Versetzen Sie sich in sie 
hinein, gleichsam empathisch? 
Geben Sie den Gefühlen oder 
Gedanken der Kinder eine Sprache? 
Nehmen Sie ihre Ausdrucksfor-
men an, auch wenn die Grenzen 
zwischen Realität und Vorstellung 
verschwimmen? Begegnen Sie ihnen 
respektvoll, mit dem Gefühl für den 
feinen Unterschied zwischen Nähe 
und Zu-nahe-Treten? 

•	 Haben Sie die Geduld, den eige-
nen Wissensvorsprung zurück und 
eigene Bewertungen in der Schwebe 
zu halten? Haben Sie die Bereit-
schaft, das eigene Vorwissen ohne 
Besserwisserei zur Verfügung zu stel-
len? Haben Sie die Selbstsicherheit, 
eigene Ungewissheiten einzugeste-
hen: „Das weiß ich auch nicht, aber 
wir können gemeinsam versuchen, 
es heraus zu bekommen.“ 

Rüdiger Hansen, 
 Diplom-Sozialpädagoge, 

 Moderator für kinderfreundliches 
Planen und Beteiligungsprozesse in 

Kindertageseinrichtungen

Letzten Endes liegt es damit auch 
an uns an der Demokratie mitzuwir-
ken. Indem wir Kindern beibringen, 
dass es immer eine Wahl gibt. Eine 
Wahl zwischen fremde Positionen 
hinnehmen oder eigene Positionen 
einnehmen.

„Der Geist der Demokratie kann 
nicht von außen aufgepropft wer-
den, er muss von innen heraus  
kommen“            (Mahatma Gandhi)
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Angriffe auf ein modernes Frauenbild – nicht nur 
ein Thema der extremen Rechten

[Wir befürworten ein Frauenbild 
dass…]„Frauen und Mädchen volle 
Gleichberechtigung einräumt“, doch 
sollte die Frau nicht „aus finanziel-
len Gründen außerhäuslich arbeiten 
müssen, da der Beruf in der Familie 
sie voll auslastet“. „…Wir setzen 
uns für eine gezielte gesellschaftli-
che Aufwertung des Erfolgsmodells 
Familie und der Rolle der Mutter 
ein.“ „Die Ehe ist zu schützen als der 
auf Lebenszeit angelegte öffentliche 
Bund, den ein Mann und eine Frau 
in freier Entscheidung miteinander 
schließen, um einander zu lieben, 
eine Familie zu gründen und ihre 
Kinder zu erziehen.“

Die ersten beiden Zitate stammen 
aus Wahlprogrammen der NPD 
und der AfD, das dritte ist aus dem 
Selbstverständnis der „Demo für 
Alle“ in Stuttgart. In allen Dreien 
wird dasselbe Verständnis der „natür- 
lichen Rolle“ der Frau formuliert. In 
ihrer Formulierung sind sie austausch- 
bar. Die Familie und die Erziehung der 
Kinder sind die zentralen Aufgaben. 

Aber Vorsicht! Dieses Bild beinhaltet 
zwar einerseits den Ausschluss von 
Macht und politischer Gestaltung. 
Andererseits überträgt es den Frauen 
eine hohe, geschätzte und mit Wert-
schätzung verbundene Aufgabe: In 
diesem Umfeld wird die Erziehung 
von Kindern im völkischen, nationa-
len Sinne als wichtiger Baustein der 
politischen Veränderungen gesehen. 
In diesem Zusammenhang müssen 
auch die Forderungen nach der 
freien Entscheidung der Eltern ihre 
Kinder selbst zu unterrichten gese-
hen werden. In einer Gesellschaft, in 
der die Fragen der Vereinbarkeit von 
Beruf, Familie und vermehrt auch 
Pflege immer noch überwiegend von 
Frauen gelöst werden müssen und 
diese in Teilen auch das Gefühl ha-
ben, in diesem Balanceakt zerrieben 
zu werden, bietet dies – insbesondere 
jungen Frauen – einen „Lösungs-
ansatz“. Sie fühlen sich von diesen 
klar strukturierten und geklärten 
Aufgaben angezogen (dasselbe gilt 
übrigens auch für diejenigen Män-
ner, die sich schwer tun, sich selber 
zu definieren in einer Gesellschaft, 

in der sie alle Möglichkeiten haben, 
aber beispielsweise der Vater, der 
mehr als ein Jahr Elternzeit nehmen 
will, ebenfalls auf Widerstand und 
Probleme trifft). Und damit sind wir 
mitten in unserer Gesellschaft ange-
kommen. 

Auf der anderen Seite wehrt sich 
ein Großteil der Anhängerinnen 
und Unterstützerinnen gegen eine 
untergeordnete Rolle. Sie wollen 
nicht „nur Freundin von… sein“, 
sondern selbst als aktive Kämpferin 
gesehen werden. Sie kritisieren, dass 
die rechte Szene eine reine Männer-
domäne sei, in der sich Frauen nur 
schwer behaupten könnten. Von 
eher traditionell, in einer Frauenrolle 
der Mutter, bis eher modern und 
auch emanzipierter, treten Frauen in 
der Szene auf. Eine allgemeine Regel 
lässt sich nicht ableiten. Wissen-
schaftlich belastbare, nachprüfbare 
Zahlen über die qualitative und 
quantitative Partizipation von Frauen 
in der rechtsradikalen Szene existie-
ren kaum. Geschlechtsspezifische 
Analysen gehören bisher nicht zu 
den Prioritäten der Rechtsextremis-
mus/Rechtspopulismus-Forschung. 

Durch das wachsende Engagement 
von Frauen im rechtsextremen Milieu 
verankern sich auch rechte Männer 
stärker in der Szene, und es kommt 
zur Gründung von „nationalen 
Familien“. Während früher Familien-
gründung bei Männern häufig die 
Bereitschaft zum Ausstieg verstärkt 
hat, werden sie heute zunehmend 
durch Bindung an rechte Frauen 
fester in der Szene gehalten. 

Es ist festzuhalten: Frauen tragen 
aktiv zur Verfestigung und zum Aus-
bau von Neonazi-Strukturen bei und 
es gibt ein verbindendes Element des 
rückwärtsgewandten Frauen- und 
Familienbildes in den Strukturen und 
Organisationen der Rechtsradikalen 
und rechtspopulistischen Gruppen 
und Parteien. 

Es wird in gleichem Maß von Frauen 
in diesen Organisationen aber mehr 
Gleichberechtigung für sich eingefor-
dert. Es zeigt sich einmal mehr: mit 
einfachen Schwarz-Weiß-Mustern 

kann die Situation nicht erfasst und 
beschrieben werden.

Was wir jetzt aber nicht tun können, 
ist uns zurücklehnen, frei nach der 
Devise, „schlimm, aber das betrifft 
uns ja alles nicht direkt.“ Denn in 
den letzten Jahren ist noch eine wei-
tere Facette hinzugekommen. Immer 
offener werden „Genderwahn“, 
„Genderideologie“ und all die 
Begriffe, die da so unterwegs sind 
gegen die aktive Politik der Umset-
zung von Geschlechtergerechtigkeit 
in den Raum gestellt.

Und Sie finden ebenfalls Zustimmung 
in weiten Teilen der Gesellschaft. 
Frauenförderung wird als Benach-
teiligung von Männern diskutiert, 
„Quotenfrau“ wird zum Synonym 
für Frauen die „unqualifiziert und 
zu Unrecht“ in ihren Positionen sind 
und zwar anstelle von gut qualifizier-
ten Männern, die „zurückziehen“ 
müssten und sich dann auch nicht 
mehr engagieren würden. Neben all 
dem, was zu Quoten hier angemerkt 
werden müsste, soll dieses Beispiel 
deutlich machen, wie eng die Argu-
mentation der Rechtspopulistinnen 
und Rechtspopulisten verbunden ist 
mit gesellschaftlichen Debatten.

Und das ist kein Zufall. Das Instru-
ment Meinungen zu bilden und zu 
steuern beherrschen diese Grup-
pierungen sehr gut – und setzten 
es seit Jahren gezielt mit mehr oder 
weniger Erfolg ein. Sie nehmen so 
indirekt, ohne Regierungsbeteili-
gungen intensiv Einfluss auf aktuelle 
Politik und politisches Handeln. Hier 
müssen wir aufmerksamer werden 
– beispielsweise bei der Wortwahl 
zur Situation von Geflüchteten und 
wie wir – oft auch nachvollziehbare 
– Unzufriedenheit diskutieren und 
thematisieren und mit Enttäuschun-
gen umgehen. Pauschale, verall- 
gemeinernde Aussagen spielen den 
Rechtspopulistinnen/Rechtspopulisten 
und ihrem Frauenbild in die Hände. 

Andrea Schiele
Fachkraft für 

Rechtextremismusprävention

Mehr zu diesem Thema erfahren und 
darüber diskutieren können Sie bei 
unserer Veranstaltung in Mannheim 
am 22. Juni 2017 (siehe Rückseite).
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Warum ist 
Gendermedizin 
notwendig?   

„Gender“ umfasst soziale Dimensio-
nen des Geschlechts.

Die sogenannte Gendermedizin 
gewinnt im Zuge medizinischer 
Behandlung, die den individuellen 
Anforderungen von Patientinnen 
und Patienten gerecht wird, immer 
mehr an Bedeutung. Geschlecht 
wird dabei nicht nur als möglicher 
Risikofaktor für die Entstehung und 
den Verlauf von Krankheiten ein-
geordnet, sondern nimmt zudem 
entscheidenden Einfluss auf den 
gesamten Behandlungsprozess. Der 
Begriff der Gendermedizin umfasst 
weniger eine eigene Fachdisziplin, als 
eine interdisziplinäre Perspektive, die 
den meisten Fachgebieten eine neue 
Dimension eröffnen kann und muss.

Die geschlechtersensible Sichtweise 
dahinter ist eigentlich selbstverständ-
lich: Frauen und Männer unterschei-
den sich in vielem. Wichtig ist, dass 
diese Unterschiede nicht auf körper-
liche Merkmale zu beschränken sind. 
Neben biologischen gilt es auch so-
ziale Unterschiede der Geschlechter 
bezüglich Aspekten wie Krankheits-
anfälligkeit, Erkrankungshäufigkeit 
oder auch Bewältigungsstrategien 
und Therapietreue zu berücksichti-
gen, um adäquate Behandlungsmaß-
nahmen gewährleisten zu können. 
Dabei kann sowohl das Geschlecht 
der Patientinnen und Patienten als 
auch das Geschlecht des medizini-
schen Fachpersonals Einfluss auf den 
Versorgungsprozess nehmen. 

Die englische Sprache ermöglicht 
(anders als der deutsche Ausdruck 
„Geschlecht“) eine begrifflich 
genaue Unterscheidung zwischen 
sozialem und biologischem Ge-
schlecht. Der Begriff „Gender“ 
beschreibt alle sozialen Aspekte von 
Geschlecht und nimmt damit Bezug 
auf geschlechterspezifische Rollen-
verteilung, die beeinflusst wird von 
Umweltfaktoren wie soziokulturellen 
Erwartungen und Erziehungsstruk-
turen. Dagegen werden biologische 
Faktoren von Geschlecht (unter 
anderem Sexualhormone, Immunsys-

tem oder Stoffwechsel) dem Begriff 
„Sex“ zugeordnet. Wichtig dabei 
ist, Sex und Gender keinesfalls als 
getrennte Dimensionen zu begreifen. 
Vielmehr ergibt sich ein lebenslan-
ges Zusammenspiel auf biologischer 
und sozialer Ebene, das für fast alle 
Krankheitsbilder eine Rolle spielt. 

Langsame Fortschritte 
der Gendermedizin in 
Deutschland
1998 wurde vom Statistischen Bun-
desamt der erste Gesundheitsbericht 
für Deutschland herausgegeben. 
Dieser wies einen deutlichen Mangel 
auf: Obgleich die Frauengesundheits-
forschung und -praxis bis zu diesem 
Zeitpunkt schon auf eine mehr als 
20-jährige Tradition zurückschauen 
konnte, wurden nur sehr wenige der 
aufbereiteten Daten nach Geschlecht 
unterschieden.

Dieser Mangel in der Berichter-
stattung verstärkte den nationalen 
Diskurs rund um Geschlecht und Me-
dizin und schon wenige Jahre später 
(im Jahr 2001) wurde vom Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) der Be-
richt zur gesundheitlichen Situation 
von Frauen herausgegeben, der bis 
heute als ein wichtiger Meilenstein 
der Gendermedizin gilt: Der deut-
sche Diskurs hatte nun Anschluss an 
die internationale Gesundheitspolitik 
gefunden und bereits 2002 veröf-
fentlichte die Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) Region Europa eine 
Deklaration, die die Bedeutung von 
Geschlecht auf die Gesundheitsfor-
schung hervorhob.

Auch wenn die Gendermedizin 
gegenwärtig noch lange nicht aus-
reichend in die medizinische Theorie 
und Praxis integriert wurde, hat sich 
dennoch seit 2002 das Themen-
feld „Geschlecht und Gesundheit“ 
maßgeblich weiterentwickelt. Es 
lassen sich Fortschritte in der gender-
medizinischen und interdisziplinären 
Forschung sowie in einer geschlech-
tersensiblen Versorgungspraxis 
beobachten, wobei auch das Thema 
der „Männergesundheit“ verstärkt 
berücksichtigt wird. 

Gendermedizin über die 
Lebensspanne
Eine patientinnen- und patienten-
orientierte Versorgung beinhaltet, 
dass Symptome und Beschwerden 
in Relation zur individuellen Lebens-
situation betrachtet werden. Die 
jeweilige Lebenssituation unter-
scheidet sich nicht nur zwischen den 
einzelnen Individuen, sondern auch 
im Individuum selbst hinsichtlich der 
einzelnen Lebensphasen. Über die 
Lebensspanne hinweg unterscheiden 
sich Männer und Frauen bezüglich 
ihrer biologischen und sozialen Ent-
wicklung und stehen nicht selten vor 
unterschiedlichen gesundheitlichen 
Herausforderungen. 

In der Kindheit und 
Jugend sind vor 
allem Aspekte 
wie Heranwach-
sen, Lernen und 
Identitätssuche 
entscheidend. Da-
bei verläuft das kör-
perliche Wachstum 
bei Jungen langsa-
mer und irregulärer 
als bei Mädchen. 
Jungen haben häufig 
Wachstumsschübe, 
während Mäd-
chen stetiger 
wachsen. Ähnlich 
verläuft die emo-
tionale und kogni-
tive Entwicklung bei 
Jungen langsamer und 
irregulärer als bei Mädchen. Bezüg-
lich der Sprachentwicklung liegen 
Jungen zwölf bis achtzehn Monate 
hinter Mädchen. 

Das Erwachsenenalter ist geprägt 
von Beziehungen, (eventuell) Fami-
liengründung und der Partizipation 
am Berufsleben. Viele geschlechter-
spezifischen Gesundheitsprobleme 
können sich im Erwachsenenalter 
manifestieren. Dabei besteht ein 
Zusammenhang zwischen sozia-
ler Integration und Gesundheit. 
Beispielsweise hat die Tatsache, 
dass Frauen durch Geburten und 
Vielfachbelastungen (Beruf, Kinder, 
Haushalt, Pflege der Eltern) eher 
unter gesundheitlichen Einschrän-
kungen leiden und geringere sub-
jektive Gesundheitswerte haben als 
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Männer, einen negativen Einfluss auf 
die Teilhabe am Arbeitsmarkt und 
anderen sozialen Gebieten. Zugleich 
erfahren Frauen im Arbeitsleben 
mehr Kränkungen als Männer durch 
eine ungleiche Behandlung in Bezug 
auf Lohn, Karriere und sexistische 
Gewalt, was wiederum die Gesund-
heit der Frauen negativ beeinflusst. 
Dies ist in Studien nachgewiesen 
worden.

Im Alter nehmen Gesundheit und 
Alltagsfunktionalität zunehmend 
ab und die Teilhabe an der Ge-
sellschaft verändert sich. Obwohl 
Frauen durchschnittlich länger leben, 
verbringen sie genauso viele Jahre in 
guter Gesundheit wie Männer. Das 

heißt, während 
der Jahre, die 
Frauen länger 
leben, leiden 
sie häufig unter 
chronischen 
Krankheiten mit 

weniger Lebens-
qualität sowie deutlichen 
Funktionseinschränkun-

gen. Ein geschlechterspezi-
fischer Kommunikationsstil 

kann die medizinische Ver-
sorgung (unter anderem) in 

der letzten Lebensphase 
maßgeblich beeinflus-
sen und berechtigt zu 
der Frage, ob Frauen 
und Männer unter-
schiedlich sterben: 
Beispielsweise er-

kennen Patientinnen 
im Vergleich zu Patienten mit einer 
onkologischen Erkrankung im 
Endstadium deutlich häufiger, dass 
ihr Zustand terminal verläuft. Sie 
können dies zudem besser verbali-
sieren und sprechen mit ihrem Arzt/
ihrer Ärztin eher über ihre Prognose 
beziehungsweise Lebenserwartung. 
Männliche Patienten in der gleichen 
Situation begreifen seltener, dass 
Heilung nicht mehr Behandlungsziel 
ist und haben allgemein ein weniger 
akkurates Krankheitsverständnis. 

Geschlechterrelevanz in 
der Gesundheitsversorgung
Schon angesichts der hohen Ge-
sundheitskosten sollte das Gesund-
heitssystem ein so offensichtliches 

Merkmal wie das Geschlecht von 
Patient oder Patientin sowie Arzt 
oder Ärztin bei Diagnose und The-
rapie nicht außenvorlassen. Leider 
achten Ärzte und Ärztinnen in ihrem 
Behandlungsalltag immer noch 
zu wenig auf geschlechtersensible 
Unterschiede. Folge ist, dass bei 
einer Vielzahl von Erkrankungen 
falsche Diagnosen gestellt werden 
und damit geeignete Therapien nicht 
eingeleitet werden können. Gravie-
rende Konsequenz kann dann eine 
erhöhte Sterblichkeit sein. Medizini-
sche Versorgung ist nicht geschlech-
terneutral. Dabei nimmt nicht nur 
das Geschlecht der zu behandelnden 
Person Einfluss auf den Versorgungs-
prozess. Entscheidend kann auch 
sein, ob das jeweilige Fachpersonal 
weiblich oder männlich ist.

Neben der Arbeitswelt als wichtigs-
tem Faktor bei der Entstehung von 
Krankheiten spielt der Lebensstil von 
Menschen eine Rolle. Damit können 
Männer und Frauen aufgrund von 
bewussten Gesundheitsentscheidun-
gen Einfluss auf ihren gesundheit-
lichen Zustand ausüben und damit 
das Risiko senken, von Erkrankungen 
wie Diabetes mellitus, kardiovas-
kulären Erkrankungen oder Krebs 
betroffen zu sein. Lebensstil und 
gesundheitsbezogenes Verhalten 
unterscheiden sich zwischen den Ge-
schlechtern. Einer niederländischen 
Studie von 2013 zufolge, konsumie-
ren Männer mehr Alkohol als Frauen, 
rauchen häufiger und sind deutlich 
öfter abhängig von Drogen aller Art. 
Hintergrund ist ein unterschiedlicher 
Umgang mit Genussmitteln.

Zudem unterscheiden sich Frauen 
und Männer in ihren Einschätzungen 
bezüglich Gesundheit und Krankheit. 
Dabei scheint ein Geschlechterunter-
schied bezüglich der Wahrnehmung 
und Interpretation von Körperfunk-
tionen zu bestehen. Auch kommu-
nizieren Patientinnen und Patienten 
verschieden und präsentieren bezie-
hungsweise erklären ihre Symptome 
in unterschiedlicher Weise oder 
versäumen dies. Zum Beispiel sind 
Männer mehr als Frauen dazu ge-
neigt, gesundheitliche Beschwerden 
einschließlich psychischer Probleme 
zu verleugnen oder eigene Lösungs-
versuche zu finden. Frauen berichten 
dagegen früher und häufiger von 

gesundheitlichen Problemen. Auch 
scheint ein Geschlechterunterschied 
bezüglich der Bewältigung von 
Problemen (gesundheitsbezogenen 
und anderen). Daraus ergeben sich 
unterschiedliche Verhaltensweisen 
bezüglich des Aufsuchens und der 
Inanspruchnahme professioneller 
Hilfe. 

Stereotype Zuordnung 
auf Basis des männlichen 
Organismus  

Auch spielen kulturelle stereotype 
Zuordnungen in der Medizin eine 
große Rolle: So wird beispielswei-
se Arthrose der Kniegelenke eher 
Frauen zugeschrieben, Herzkreislauf-
erkrankungen dagegen eher dem 
männlichen Geschlecht. Diese ste-
reotypen Zuordnungen können eine 
adäquate Behandlung verhindern.

Geschlechterunterschiede in der 
Symptomatik bestimmter Erkran-
kungen können zu verspäteten 
(oder versäumten) Diagnosen führen 
und damit den Behandlungsbeginn 
verzögern oder verhindern. Beispiels-
weise werden Diagnosen für einen 
Herzinfarkt oder eine HIV-Erkran-
kung bei Frauen erst zu einem sehr 
späten Zeitpunkt gestellt. Grund da-
für ist unter anderen, dass diese Er-
krankungen als „untypisch“ für das 
weibliche Geschlecht eingeordnet 
werden und Frauen deshalb nicht 
als wahrscheinliche Kandidatinnen 
gelten. Herzinfarkte werden immer 
noch häufig als „Männerkrankheit“ 
charakterisiert. Dabei ist oft nicht 
bekannt, dass sich die Symptome 
eines Herzinfarktes zwischen den 
Geschlechtern deutlich unterschei-
den können. Während bei Männern 
charakteristische Symptome (zum 
Beispiel Engegefühl in der Brust 
und ausstrahlender Schmerz in den 
Armen) auftreten, treten bei Frauen 
häufig Schmerzen der Kiefergelenke 
und des Rückens sowie Beschwerden 
wie Schweißausbrüche, Übelkeit 
und Kurzatmigkeit auf. Die Chan-
cenungleichheit von Männern und 
Frauen hinsichtlich kardiologischer 
Behandlungen (beispielsweise wer-
den Frauen mit akutem Infarkt circa 
40 Minuten später ins Krankenhaus 
eingeliefert) wird durch statistische 
Daten zur Todesursachenklärung 
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deutlich: So sterben mehr Frauen als 
Männer infolge einer Herzkreislau-
ferkrankung, obgleich es sich doch 
eigentlich um eine klassische „Män-
nerkrankheit“ handelt. 

Auch AIDS gilt immer noch häufig 
als typische Krankheit homosexueller 
Männer oder drogensüchtiger Per-
sonen. Dabei sind gegenwärtig über 
50 Prozent der an AIDS erkrankten 
Menschen weiblichen Geschlechts. 
Dem entgegen werden stereotyp 
weibliche Krankheiten wie Osteo-
porose (oft sind postmenopausale 
Frauen betroffen) bei Männern häu-
fig übersehen und wenig erforscht, 
beispielsweise wurden häufig junge 
Frauen als Referenzgruppe für Kno-
chendichte bei älteren Männern 
herangezogen. 

Aktuell beruht unser medizinisches 
Wissen noch hauptsächlich auf Basis 
des männlichen Organismus (männli-
che Versuchsteilnehmer sowie männ-
liche Versuchstiere). Beispielsweise ist 
noch heute bei 22 bis 42 Prozent der 
physiologischen, neurowissenschaft-
lichen und biologischen Studien das 
Geschlecht der Versuchstiere nicht 
ersichtlich. Dabei soll die Forschung 
am männlichen Organismus vor 
allem Verzerrungen infolge von hor-
monellen Unterschieden vermeiden. 
So fluktuiert der weibliche Hormon-
level unter anderem während des 
Menstruationszyklus und kann dann 
mit experimentellen Ergebnissen 
interagieren. 

Der systematische Ausschluss weib-
licher Organismen aus wissenschaft-
lichen Untersuchungen gilt nicht 
nur für Grundlagenforschung und 
Medikamentenstudien, sondern für 
die gesamte Bandbreite der medi-
zinischen Gesundheitsversorgung 
(Ausnahme bilden frauenspezifische 
Gesundheitsaspekte). Aufgrund 
dessen kommt es zu Fehldiagnosen 
und inkorrekten medikamentösen 
Dosierungen bei Frauen mit zwangs-
läufig negativen Konsequenzen. 

Verstärkt geschlechtersensible 
Forschung ist dringend notwendig 
und scheint im Zuge individualisierter 
Medizin zunehmend in den wissen-
schaftlichen Fokus zu gelangen. 

Quelle: GenderMed-Wiki (2016), 
bearbeitet von Anna Barbara Dell 

Gendermedizin 
braucht einen 
neuen Schub!
„Geschlechtergerechte Prävention, 
Diagnose, Versorgung und Nachsorge 
sind ohne Zweifel unabdingbar und 
die gewonnenen Erkenntnisse dazu 
werden, wenn sorgfältig erhoben, 
die moderne Medizin weiter bringen.

Nicht von ungefähr entsteht al-
lerdings die Frage, wer denn die 
Möglichkeiten hat, auch in der 
Lehre für die Medizinstudierenden 
eine geschlechtssensible Medizin zu 
verankern. Die 34 staatlich geför-
derten medizinischen Fakultäten 
in Deutschland stehen vor dieser 
Aufgabe. Aber ist man sich in den 
Dekanaten für Lehre und Studium, 
die noch mehrheitlich von Männern 
besetzt werden, dessen eigentlich 
bewusst? Der Deutsche Ärztinnen-
bund hat 2015 mit vier präzisen 
Fragen nachgefragt. Das Ergebnis ist 
– nicht unerwartet – recht beschei-
den: praktisch haben 80 Prozent der 
Fakultäten sich mit diesem gesell-
schaftlich so wichtigen Thema noch 
nicht befasst! Die Ergebnisse im De-
tail können im Deutschen Ärzteblatt 
(„Themen der Zeit“ Dezember 2016, 
Heft 51 bis 52) nachgelesen wer-
den. Die Frage, warum man denn so 
starr und unbeweglich ist, darf wohl 
gestellt werden.

Die Gendermedizin bekam in den 
USA den ersten Schub. Marianne 
Legato legte bereits 2004 ein über 
1000 Seiten starkes Seiten starkes 
Fachbuch (Principles of Gender-
Specific Medicine) dazu vor. Ein 
paar Jahre brauchte es dann, bis die 
Erkenntnis – begründet aus soliden 
Forschungsergebnissen, dass es kei-
ne geschlechtsneutrale Gesundheit 
und Krankheit gibt – begann, sich in 
Deutschland durchzusetzen. Aller-
dings kamen Impulse dazu zunächst 
von Frauen meist aus dem außeruni-
versitären Bereich. Frauen, die auch 
mehrheitlich die Veranstaltungen 
zur Gendermedizin gestalteten und 
besuchten. Allmählich fand sich dort 
auch ein männliches Publikum ein 
und es ist anzunehmen, dass sich zu-
nehmend auch Männer für das Fach  

Gendermedizin interessieren und 
qualifizieren werden. Dass durch För-
derung des BMBF 2016/2017 Gelder 
in die geschlechtsbezogene klinische 
Forschung fließen werden, ermutigt. 
Die Tatsache, dass übrigens auch in 
der tierexperimentellen Forschung 
das Geschlecht des untersuchten 
Versuchstieres berücksichtigt werden 
muss, ist inzwischen in den USA 
bei der Vergabe von Forschungs-
geldern eine Bedingung. In Europa 
wird es noch eine Weile dauern, bis 
Tierversuchsanträge dieser Tatsache 
Rechnung tragen müssen, wenn sie 
genehmigt werden sollen. 

Ich vertrete folgende These: die 
Gendermedizin wird sich weiter 
entwickeln und etablieren, aber sehr 
langsam. Es liegt unter anderem 
auch daran, dass in den deutschen 
medizinischen Fakultäten zu wenig 
Frauen in den Dekanaten vertreten 
sind (eine Dekanin war es unter 34 
Männern im Jahr 2015, und nur eine 
Handvoll Prodekaninnen für Lehre 
und Studium gab es). Und was ist 
mit den einzelnen klinischen Fä-
chern? Wer bekleidet hier die 
Spitzenpositionen, die die Verant-
wortung für das haben, was in die-
sem Fach in Anlehnung an den Lern-
zielkatalog gelehrt wird? Es ist kaum 
zu glauben, aber wahr: hier findet 
man im deutschen Durchschnitt nur 
10 Prozent Frauen, das heißt 90 Pro-
zent männliche Entscheidungsträger 
bestimmen, was in ihrem Fach wich-
tig ist und unterstützt wird. Wenn 
diese Ungleichheiten beseitigt sind, 
wird auch die Gendermedizin einen 
weiteren kräftigen Schub erhalten.“

Beitrag für die offene 
Austauschplattform Gender Med-Wiki 
von Prof. Dr. med. Gabriele Kaczmarczyk

Prof. Dr. med. Gabriele Kaczmarczyk ist 
Vizepräsidentin des Deutschen 

Ärztinnenbundes, Vorstandsmitglied der 
 Deutschen Gesellschaft für geschlechts-

spezifische Medizin sowie 
 Gastprofessorin an der Berliner Charité
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Bundestagswahl 2017
Frauen- und Gleichstellungspolitik in die Wahlprogramme! 
Forderungen des Deutschen Frauenrats (DF)

Der Deutsche Frauenrat (DF) ist mit 
seinen über 50 Mitgliedsverbän-
den die größte Lobby der Frauen 
in Deutschland. Der DF fordert die 
Parteien zu einer konsequenten Frau-
en- und Gleichstellungspolitik auf, 
die sich in ihren Wahlprogrammen 
sowie im nächsten Koalitionsvertrag 
wiederfindet. 

Wir fordern (Auszüge): 

1. Aktives Bekenntnis zur Gleich-
stellung von Frauen und Män-
nern und gegen Rechtspopulis-
mus

Der DF fordert die Parteien auf, 
sich in ihren Wahlprogrammen für 
die Bundestagswahl 2017 zu einer 
effektiven Gleichstellungspolitik 
zu bekennen. Rechtspopulismus 
ist eine Gefahr für die Freiheit der 
Geschlechter und für eine demokra-
tische Gesellschaft und sollte auch 
so dargestellt werden. Den Ursa-
chen muss aktiv entgegengetreten 
werden… 

2. Umsetzung der Frauen- und 
Gleichstellungspolitik, nachhaltig 
und messbar 

Im Sinne einer gleichstellungsorien-
tierten Gesetzesfolgenabschätzung 
und unter Berücksichtigung der 
Lebensverlaufsperspektive for-
dert der DF die Umsetzung einer 
konsequenten, strukturierten und 
geschlechtergerechten Finanz- und 
Gleichstellungspolitik.

3. Vereinbarkeit und partner-
schaftliche Arbeitsteilung als Ziel

Der DF fordert, Fehlanreize für 
Erwerbsunterbrechungen – wie das 
Ehegattensplitting und die Steuer-
klasse fünf - abzuschaffen. Für Mini-
jobs ist die Sozialversicherungspflicht 
ab dem ersten Euro einzuführen... 

Die soziale Infrastruktur für die Ver-
einbarkeit (Kinderbetreuung, Pflege) 
muss flächendeckend, bedarfsge-
recht und qualitativ hochwertig 
ausgebaut werden. Sozialversicherte 
haushaltsnahe Dienstleistungen 
sind zu fördern, auch mit dem Ziel, 
diese allen Familien zugänglich zu 

machen... Der DF fordert, Frauen als 
pflegende Angehörige von und bei 
der Pflege zu entlasten. In der Pfle-
gepolitik muss professionelle Pflege 
Vorrang gegenüber unentgeltlicher 
privater oder ehrenamtlicher Pflege 
haben. Die Leistungen der gesetzli-
chen Pflegeversicherung müssen bei 
privater häuslicher Pflege ausgebaut 
werden. 

4. Wirtschaftliche Unabhängig-
keit im Lebensverlauf 

Der DF fordert, mit konsistenter 
Gleichstellungs-, Frauen-, Familien-, 
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik die 
eigenständige Existenzsicherung 
für Frauen bis ins Alter zu sichern. 
Die Verdienstlücke zwischen Frauen 
und Männern ist nach dem Grund-
satz „Gleicher Lohn für gleiche und 
gleichwertige Arbeit“ zu schließen. 
Aus- und Weiterbildung sind ge-
schlechtergerecht zu reformieren, 
insbesondere in den Gesundheits-
fachberufen (unter anderem medizi-
nisch-technische Berufe, Pflege- und 
Therapieberufe, pharmazeutisch 
technische Assistenz). Um Altersar-
mut von Frauen zu verhindern, muss 
die gesetzliche Rentenversicherung 
gestärkt, ausgebaut und das „Drei-
Säulen-Modell“ überdacht werden. 

5. Beitrag von Frauen für Wohl-
stand, Wachstum und Lebens-
qualität würdigen 

Der DF fordert die gerechte und 
nachhaltige Anerkennung der Leis-
tung von Frauen – ihrer bezahlten 
und unbezahlten Arbeit – für Wirt-
schaft und Gesellschaft. Dazu gehört 
die verpflichtende Umsetzung und 
finanzielle Förderung von Gleichstel-
lungsmaßnahmen für Frauen. 

6. Schutz und Stärkung für ge-
flüchtete Frauen und Mädchen 

Fluchtgründe sind generell zu be-
seitigen. Der DF fordert, die Unter-
stützung von Frauen und Mädchen 
auf der Flucht sowie der Opfer von 
Menschenhandel nachhaltig zur 
verbessern. Geschlechtsspezifische 
Asylgründe sind zu berücksichtigen. 
Unterbringung und Beratung müssen 

geschlechtersensibel gestaltet sein. 
Geflüchteten sind unabhängig vom 
Aufenthaltsstatus Sprachkurse, 
schulische und berufliche Bildung 
zugänglich zu machen. Geeignete 
Rahmenbedingungen für die Aus-
bildung und berufliche Integration 
geflüchteter Frauen und Mädchen 
sind zu schaffen. Für ihre gleichbe-
rechtigte Teilhabe am wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Leben, 
sind geeignete Maßnahmen zu 
entwickeln... 

7. Gewaltfreiheit und Antidiskri-
minierungspolitik umsetzen 

Der DF fordert, der Gewalt gegen 
Frauen und Kindern entschieden zu 
begegnen. Von Gewalt betroffenen 
Frauen und Kindern muss Schutz 
gewährleistet werden. Dazu sind 
Frauenhäuser flächendeckend zu 
finanzieren... Das Übereinkommen 
des Europarats zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt 
(„Istanbul-Konvention“) ist und nach 
der Ratifizierung vollständig in die 
Praxis umzusetzen. 

8. Geschlechtergerechtes Gesund-
heitswesen 

Der DF fordert ein Gesundheitswe-
sen, das die Unterschiede zwischen 
Frauen und Männern berücksichtigt 
und eine paritätische Teilhabe in 
allen Bereichen sicherstellt. Hierfür 
müssen auch die fortschreitende Pri-
vatisierung und Ökonomisierung des 
Gesundheitswesens in Frage gestellt 
werden. 
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DGB-Sprachcafé
Seit einem knappen Jahr gibt es 
jeden Freitag am Nachmittag im 
Jugendraum des DGB-Hauses ein 
Angebot für Geflüchtete aus der 
Landeserstaufnahmestelle in der 
Industriestraße.

Im April 2016 startete das Café im 
Jugendraum des Gewerkschaftshau-
ses mit dem Ziel, unseren Kollegin-
nen und Kollegen den Kontakt, das 

Kennenlernen und den Austausch 
mit Geflüchteten zu ermöglichen und 
diesen gleichzeitig erste Schritte in 
der deutschen Sprache beizubringen.

Ehrenamtliche aus verschiedenen 
Gewerkschaften fanden sich bereit, 
jeden Freitag von 16 bis 18 Uhr das 
Café zu öffnen und Sprachunter-
richt anzubieten. Bereits im März 
2016 wurden die Kolleginnen und 
Kollegen in drei Schulungen auf die 
Aufgabe – Deutsch als Fremdsprache 
zu unterrichten – vorbereitet; die 
Kurse wurden von einer erfahrenen 
Kollegin der GEW geleitet. Es wurde 
das notwendige Unterrichtsmaterial 
angeschafft, um einen qualifizierten 
Unterricht zu ermöglichen.

Parallel zur Eröffnung führte der DGB 
 Gespräche mit der Stadt Mannheim 
und der Caritas-Sozialbetreuung 
in der Landeserstaufnahmestel-
le in der Industriestraße. Hierbei 
wurde vereinbart, dass die Caritas 
die Bewohner auf unser Angebot 
aufmerksam macht. Da die Stadt 
die Übernahme der Kosten für die 
Nutzung des ÖPNV durch Geflüchtete 

mit dem Regierungspräsidium noch 
nicht geklärt hatte, entschieden wir, 
diese zunächst selbst zu tragen.  Ein 
Kollege holte die Männer und Frau-
en (und teilweise auch Kinder) nun 
wöchentlich in der Industrie- 
straße ab und begleitete sie zu unse-
rem Treffpunkt.

Inzwischen haben die Geflüchteten 
die Erlaubnis innerhalb Mannheims 
die öffentlichen Verkehrsmittel zu 
benutzen, ein Abholen ist nicht mehr 
notwendig. Unsere Gäste kommen 

alleine, gerne 
und regelmä-
ßig zu uns. 
Zwischen 20 
und 25 Per-
sonen sind es 
jeden Freitag.

Während es 
am Anfang 
vor allem 
Menschen 
aus Afghanis-
tan, Iran, Irak 
und Pakistan 
waren, sind 
es jetzt seit 
einigen Mona-
ten vor allem 

Männer und Frauen aus Afrika und 
China.

Etwa zehn Kolleginnen und Kolle- 
gen der Gewerkschaften IG BCE,  
IG Metall, NGG, ver.di und GEW sor-
gen abwechselnd für die Bewirtung, 
unterrichten und besprechen Unter-
richtsinhalte, Vorgehensweise und 
das Rahmenprogramm. Die Nicht-
lehrerinnen und Nichtlehrer betreuen 
außerdem die Arbeit in Kleingruppen 
und ermöglichen so eine intensive 
Vertiefung des Unterrichtsstoffes. 
Wir sind zu einem gut funktionie-
renden Team zusammengewachsen 
(keine freitägliche Öffnung musste 
ausfallen, auch nicht in der Urlaubs-
zeit!) und haben ein neues Ver-
ständnis für die Lebensumstände der 
Geflüchteten entwickelt.

Was uns besonders freut, ist, dass 
wir von Zeit zu Zeit Besuch bekom-
men – neulich zum Beispiel von der 
IG-Metall-Songgruppe, die mit uns 
ein Lied eingeübt hat. „Auf einem 
Baum ein Kuckuck saß“ – nach kur-
zer Zeit sangen alle so begeistert mit, 
dass ein Außenstehender glauben 

würde, dass diese Menschen schon 
seit Jahren deutsche Lieder singen.

Was wir uns für die Zukunft  
vornehmen?

Einige unserer Gäste stellen sich als 
sehr sprachbegabt heraus und wären 
nach Auffassung unserer Lehrkräfte 
durchaus in der Lage, eine A1-Prü-
fung zu bestehen. Da diese jedoch 
80 Euro pro Person kostet, wollen 
wir klären, wie hier eine Kostenüber-
nahme ermöglicht werden kann. 

Wir müssen uns darauf einstel-
len, dass zukünftig auch die Stadt 
Mannheim Zuweisungen nach dem 
Königsteiner Schlüssel erhält – also 
Geflüchtete, die längerfristig in 
Mannheim bleiben werden. Deshalb 
wollen wir ein Curriculum erarbeiten, 
das über die Rolle und die Bedeu-
tung von Gewerkschaften und über 
Rechte von Beschäftigten informiert. 
Das erscheint uns vor allem auch 
deswegen notwendig, weil deutlich 
wird, dass viele Geflüchtete ausbeu-
terische Arbeitsbedingungen erleben 
müssen. Arbeitszeiten von weit über 
50 Stunden pro Woche bei einem 
„Stundenlohn“ von 3 Euro scheinen 
keine Seltenheit zu sein.

Die Begleitung durch Kolleginnen 
oder Kollegen im Arbeitsprozess wird 
dann eine neue Aufgabe darstellen, 
die erfahrene Betriebsratsmitglieder 
mit ihrer fachlichen Kompetenz auf 
besondere Weise erfüllen können. 
Wir sind schließlich die Fachleute für 
ordentliche Arbeitsbedingungen.

Warum wir im DGB-Sprachcafé 
mitmachen

Marion: „Mir ist es sehr wichtig, 
da einen Beitrag zu leisten, wo in 
meinen Augen die Politik kläglich 
versagt hat.“

Klaus: „Egal ob aus Afghanistan, 
Pakistan, Iran, China, Togo, Gambia 
– alle lernen mit großer Begeiste-
rung die deutsche Sprache. Und uns 
bereitet es Freude, mitzuerleben, 
welche Fortschritte sie machen. Oft 
höre ich Einwände, dass viele der 
Geflüchteten aus sogenannten siche-
ren Herkunftsländern stammen, und 
sie keinen Anspruch auf Asyl haben. 
Ich finde, dass sie trotzdem ein Recht 
auf Unterstützung und unsere Gast-
freundschaft haben. Soweit es mir 
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möglich ist, trage ich gerne dazu bei, 
ihnen hier ein menschenwürdiges 
Leben zu ermöglichen.“

Hildegard: „Unsere Schülerinnen 
und Schüler sind mit so viel Freude, 
Dankbarkeit und Ausdauer bei der 
Sache! Es macht mir einfach Spaß 
mit ihnen zu arbeiten. Inzwischen 
bin ich aber auch der Überzeugung, 
dass ich mindestens genauso viel 
von den Geflüchteten lerne, wie sie 
von uns. Meine Erfahrungen be-
richte ich gerne im Freundes- und 
Bekanntenkreis und bin sicher, dass 
ich damit ein besseres Verständnis 
für die Lebenssituation unserer Gäste 
bewirken kann.“

Goetz: „Wer – wenn nicht wir! Die 
Mitarbeit im DGB-Sprachcafé ist für 
mich gelebte Internationale Solida-
rität.“

Carola: „Ich möchte den tristen 
Alltag der Menschen, sowohl mit 
nachvollziehbaren Lernbeispielen als 

auch gerne mit einigen 
Späßen aufhellen!“

Joachim: „Für mich 
ist die Arbeit mit den 
Flüchtlingen wichtig, 
weil ich Menschen in 
einer absolu-
ten Notsitu-
ation helfen 
kann, sich 
auf einen 
völlig neuen 
Lebensab-
schnitt einzustellen 
und diesen möglichst optimal zu 
meistern. Umgekehrt: Ich selbst 
bekomme ganz viel zurück, auf der 
emotionalen Ebene. Das ist eine 
schöne Erfahrung.“

Carmen: „Ich möchte den Teilneh-
merinnen und Teilnehmern zumin-
dest ein „Überlebensdeutsch“ und 
einen kleinen Einblick in unsere 
Kultur vermitteln.“

Angelika: „Es ist wichtig, zu zeigen, 
dass viele Menschen in Deutschland 
offen und vorurteilsfrei auf Unbe-
kannte zugehen und aus Fremden 
Freunde machen möchten. Dazu 
gehören als wichtige Schritte die 
Vermittlung von Sprache und Lan-
deskunde, aber auch die Möglichkeit 
zu Gesprächen.“

 Hildegard Klenk

Fragen an die 
Flüchtlingskoordinatorin 
Daphne Hadjiandreou-Boll 
Liebe Frau Hadjiandreou-Boll, Sie 
arbeiten seit Oktober 2015 als 
Flüchtlingskoordinatorin bei der 
Stadt Mannheim. Wozu ist die Stelle 
eingerichtet worden, und was sind 
Ihre Aufgaben?

Als Im September 2015 das Land 
Baden-Württemberg neben bereits 
bestehenden Landeserstaufnahmen 
(LEAs) quasi über Nacht auf den ehe-
maligen Kasernen Benjamin Franklin 
Village, Spinelli und Hammonds 
sogenannte Bedarfsaufnahmestellen 
(BEAs) für die temporäre Aufnah-
me von bis zu 12.000 geflüchteten 
Menschen einrichtete, wuchs mit der 
Zahl der Geflüchteten im Stadtgebiet 
gleichzeitig die Hilfsbereitschaft und 
das Engagement der Mannheimer 
Bürgerinnen und Bürger täglich 
und stündlich. Gleichzeitig galt es 
jedoch, das Informationsbedürfnis 
zu Engagement und Spendenbedarf 

oder spontanen Aktivitäten für die in 
Mannheim angekommenen geflüch-
teten Menschen zu vernetzen und 
möglich zu machen Diese Entwick-
lung hat den Oberbürgermeister 
der Stadt Mannheim veranlasst, so 
schnell wie möglich eine Service- 
und Koordinationsstelle bei der Stadt 
einzurichten.

Die Arbeit als Flüchtlings-Beauftragte 
der Stadt (konkret zunächst Flücht-
lingshilfekoordination) habe ich im 
Herbst 2015 aufgenommen, die 
Aufgaben sind seitdem stetig ge-
wachsen. Mittlerweile arbeiten mein 
Team und ich in einer eigens neu 
geschaffenen Abteilung im Fachbe-
reich Arbeit und Soziales als Anlauf-, 
Beratungs- und Koordinationsstelle 
für Bürgerinnen und Bürger, Träger, 
Initiativen, Vereine, Unternehmen 
und viele weitere Organisationen, 
für Ehrenamtliche und unzählige 

Helferinnen und Helfer in der Flücht-
lingsarbeit. Wir sind natürlich auch 
zuständig für die so wesentliche 
Abstimmung zwischen den verschie-
denen Ebenen: sowohl innerhalb der 
städtischen Verwaltung und weiterer 
Behörden und Träger (zum Beispiel 
unabhängige Sozial und Verfahrens-
beratung, Polizei, Regierungspräsidi-
um Karlsruhe) als auch zwischen den 
unabhängigen bürgerschaftlichen 
Akteurinnen und Akteuren.

Unsere Netzwerkarbeit in der 
Koordination der Mannheimer 
Flüchtlingsarbeit dient der Ver-
mittlung zwischen vorhandenen 
Ehrenamtsbörsen, neuentschlosse-
nen Ehrenamtlichen, engagierten 
Vereinen, (Regierungs-)Behörden, 
Sicherheitsdiensten und den Betrei-
bern der Erstaufnahmeeinrichtun-
gen. Wir informieren täglich über 
verschiedene Medien zu Ehrenamts-
Förderprogrammen sowie Fakten im 
Stadtgebiet zur Flüchtlingssituation 
Aktuelle Entwicklungen, Angebote 
und Veranstaltungen bündeln wir 
regelmäßig und haben einen News-
letter der Mannheimer Ehrenamts-
hilfe eingerichtet. Statt Auftritten in 
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den sozialen Medien haben wir mit 
großer Unterstützung städtischer 
Kolleginnen und Kollegen das ab 
Mitte Oktober 2015 neu eingerich-
tete Service-Center für Flüchtlings-
fragen aufgebaut. „Hier werden Sie 
geholfen!“ Via Email und Telefon 
und persönlicher Ansprache bis hin 
zu ausführlichen Beratungsgesprä-
chen für die Antragstellung werden 
alle Anliegen beantwortet.

Die letzten Kommunalwahlen haben 
viele Menschen in Mannheim wegen 
des offensichtlichen Rechtsrucks 
aufgeschreckt. Die Ausländer bezie-
hungsweise die Geflüchteten sollen 
angeblich Schuld an allen Problemen 
des Landes sein. 
Können Sie dieser Gesinnung und 
diesen Argumenten durch Ihre Tätig-
keit etwas entgegen setzen? 

Solchen Gerüchten und Missverständ- 
nissen entgegenzuwirken sehe ich 
als eine Kernaufgabe unserer Arbeit. 
Mein Team und ich begegnen dieser 
Herausforderung täglich in drei 
Arbeitsfeldern: Unser Service-Center 
für Flüchtlingshilfe steht für alle An-
fragen bezüglich der Unterbringung 
und Betreuung von Geflüchteten in 
den Erstaufnahmeeinrichtungen in 
Mannheim zur Verfügung. An das 
Service-Center können sich Mann-
heimer Bürgerinnen und Bürger, 
Geflüchtete und Institutionen mit 
ihren Anfragen wenden. Telefonisch 
und per E-mail werden alle Anliegen 
direkt bearbeitet. Anfragen, Gerüch-
ten und Unklarheiten wird hier mit 
Fakten begegnet. Das Service-Center 
für Flüchtlingshilfe vermittelt darüber 
hinaus Anfragen mit spezifischen 
Inhalten direkt an die zuständige 
Fachdienste, Engagierte oder Behör-
den weiter.

Ende 2015 hat der Gemeinderat 
die Errichtung des Flüchtlingsfonds 

mit 150.000 Euro jährlich für beide 
Haushaltsjahre 2016/2017 beschlos-
sen. Der Fonds mit allen Projekten 
wird durch meine Abteilung im 
Fachbereich Arbeit und Soziales 
verwaltet und versteht sich als Instru-
ment der lokalen, niedrigschwelligen 
Unterstützung für das Ehrenamt in 
der Flüchtlingshilfe. Ziel des Fonds 
ist es, Begegnungsprojekte zwischen 
Bürgerschaft und Geflüchteten zu 
ermöglichen und zu fördern. Die 
Ziele des Fonds sind die vielfältige 
Unterstützung des gesellschaftli-
chen Miteinanders und der sozialen 
Strukturen. Insbesondere in den 
Stadtteilen Mannheims, in denen 
Erstaufnahmeeinrichtungen des 
Landes sind, die in Zeiten der hohen 
Belegung durchaus auch für Unruhe 
und Unsicherheit in den Nachbar-
schaften rund um die Unterkünfte 
gesorgt hatten, soll die Umsetzung 
von Begegnungs- und Informations-
Veranstaltungen zur Stabilisierung 
der Offenheit und Verfestigung der 
„informierten Willkommenskultur“ 
beitragen.“ Nicht zuletzt Workshops 
und Seminare nur für Ehrenamtliche 
in der Flüchtlingshilfe in Mannheim, 
die wir aus dem Fonds finanzieren 
und deren Konzepte wir steuernd 
begleiten, haben sich sehr bewährt 
und sind regelmäßig ausgebucht.  

Hinzu kommt das Engagement der 
Stadt Mannheim in Form vielfältiger 
Informations- und Abstimmungs-
treffen, die entweder begleitend 
moderiert oder aus dem Fonds 
heraus aktiv unterstützt und ermög-
licht werden. Bürgerveranstaltungen, 
öffentliche Informationsveranstaltun-
gen und Vorträge, also der direkte 
Kontakt mit der Bürgerschaft,sind 
ein wichtiger Teil meiner Arbeit. 

Immer wieder wird die Arbeit von 
Ehrenamtlichen, die sie zur Unter-
stützung der geflüchteten Menschen 
leisten, gelobt. Gleichzeitig ist die 
Zusammenarbeit von offiziellen 
Stellen und Ehrenamt nicht immer 
frei von Reibung, Missverständnissen 
und Konflikten.  
Welche Erfahrungen machen Sie mit 
Ehrenamtlichen?

Nur die allerbesten! Die Leistungen 
des Ehrenamts sind unermesslich-, 
natürlich nicht nur im Bereich 
Flucht. Von städtischer Seite wird 

das Mannheimer bürgerschaftliche 
Engagement in der Flüchtlingshilfe 
hochgeschätzt und unterstützt.

Wir fördern und koordinieren, wo 
Engagement zielgerichtet und hilf-
reich erscheint und wo Geflüchtete 
sinnvoll und  tatkräftig unterstützt 
und begleitet werden. Finanziell 
durch den Flüchtlingsfonds, aber 
ebenso organisatorisch und natürlich 
auch durch Schulungen. Damit ge-
währleistet bleibt, dass die Ausfüh-
rung des Ehrenamts sich in rechtlich 
zulässigem Rahmen bewegt, und 
auch nicht über das Ziel einer Un-
terstützung auf Augenhöhe und für 
die jeweilige Situation angemessene 
Hilfe für Geflüchtete hinausprescht, 
bieten wir in regelmäßigen Abstän-
den kostenlose Fortbildungsseminare 
für Ehrenamtliche an, oder unterstüt-
zen bewährte Informationsformate 
durch den Fonds. Die rechtlichen 
Abhängigkeiten in den offiziellen 
Verfahren des Asylgesetzes und die 
bürgerschaftliche Unterstützung in 
Einklang und regem Austausch zu 
halten, ist unser persönliches Ziel. 
Der Selbstschutz und die Selbstacht-
samkeit muss immer wieder hoch 
angesetzt und thematisiert werden. 
Deshalb wird auch in den Semina-
ren viel Zeit für die Besprechung 
einzelner Fallbeispiele sowie von 
eventuellen Problemsituationen, von 
auftretenden kulturellen Missver-
ständnissen und Sprachbarrieren in 
der ehrenamtlichen Flüchtlingshilfe 
eingeplant. 

Wenn Sie einen Wunsch frei hätten, 
was in Mannheim besser gemacht 
werden könnte, was würden Sie sich 
wünschen? 

Ich wünsche mir noch mehr echten 
Nachbarschaftsdialog, der diesen 
Namen verdient. Dialog gerade in 
denjenigen Stadtteilen, in denen sich 
manche Menschen früher als andere 
„abgehängt“ fühlen und natürlich 
auch, aber nicht nur unter Einbezug 
von Geflüchteten. Ohne Zuwendung 
und Dialog kann der Sozialneid 
wachsen und wuchern – ohne jede 
faktische Grundlage. Nur so können 
Misstrauen, Missverständnisse und 
Vorurteile bestenfalls ausgeräumt 
werden: durch das direkte Gespräch, 
den anhaltenden Kontakt miteinander.

Das Interview führte Anna Barbara Dell



Bezahlbare Wohnungen sind möglich – es muss politisch gewollt sein

Frauen brauchen bezahlbare Wohnungen
Das Thema „Bezahlbares Wohnen“ 
ist inzwischen in der politischen 
Diskussion angekommen – von der 
praktischen Umsetzung sind wir in 
Mannheim jedoch noch weit ent-
fernt. In den letzten Jahren wurden 

bis auf wenige Ausnahmen nur 
hochwertige und teure Wohnungen 
gebaut. Gute, bezahlbare Wohnun-
gen sind jedoch Voraussetzung für 
ein selbstbestimmtes Leben. Frauen 
in den klassischen, schlecht bezahl-
ten Frauenberufen, Alleinerziehende 
und Rentnerinnen können die hohen 
Mieten der angebotenen teuren 
Wohnungen einfach nicht bezahlen.

Im Rahmen des Internationalen  
Frauentages organisierte das 
„Offene Netzwerk Mannheimer 
Frauen“ eine Diskussionsveranstal-
tung zu diesem Thema. Als Referen-
tin konnte Leni Breymaier, Vorsit-
zende der SPD Baden-Württemberg 
und langjährige Landesbezirksleiterin 
der Gewerkschaft ver.di Baden-
Württemberg, gewonnen werden. 
Mehr als 50 Frauen und einige 
Männer nahmen an der Veranstal-
tung teil.

Die Hauptreferentin machte keinen 
Hehl daraus, dass ihr das Thema 
ganz besonders am Herzen liegt. 
„Wohnen ist ein Menschenrecht“ – 
und „Frauen haben andere An-
sprüche beim Thema Wohnen als 
Männer“ – ein Blick auf die 23-pro-
zentigen Lohn- und Gehaltsunter-
schiede genügt. Frauen leben häufig 
länger als Männer – aber wovon? 

Ihre Renten spiegeln wider, dass 
Einkommen aus schlechtbezahlten 
Berufen, Unterbrechungen durch 
Kindererziehungs- und Pflegezeiten 
auch bei der Wohnungsauswahl nur 
sehr eingeschränkte Möglichkeiten 

lassen. Leni Breymaiers Referat war 
alles andere als „akademisch“, son-
dern zeigte eine Vielzahl von prakti-
schen Beispielen auf, wie und wo in 
anderen Städten durch Eigeninitiative 
der Betroffenen – jedoch mit 
städtischer Unterstützung - dem 
Mangel an preiswertem Wohnen 
und dem Abdriften in die Einsamkeit 
begegnet werden kann.

Irmgard Rother, aktive Frau des 
Netzwerkes, erläuterte aus Sicht der 
LINKEN das wohnungspolitische 
Programm, welches von der Verwal-
tung der Stadt Mannheim am 
31. Januar 2017 in den städtischen 
Ausschuss für Technik (AUT) einge-
bracht und behandelt wurde. Der 
vollständige Titel der Vorlage heißt:

„Wohnungspolitische 
Strategie und 12-Punkte-
Programm zum Wohnen 
für Mannheim (unter 
besonderer Berücksich-
tigung der Schaffung 
zusätzlichen preisgünsti-
gen Wohnraums)“.

Soweit – so gut. Wie zu 
erwarten, stießen die 
wirkungsvollsten Teile der 
Vorlage unmittelbar auf 
heftige Gegenwehr – vor-
nehmlich aus den Reihen 

von CDU und FDP. Sie sehen auf 
dem Mietwohnungsmarkt kaum 
Änderungsbedarf. Nicht nur bei 
den Frauen des Netzwerkes gibt es 
jedoch ganz andere Erfahrungen. 
Bis heute hat sich die Mannheimer 
Verwaltung darauf konzentriert, 
hauptsächlich den Neubau hoch-
preisiger Wohnungen zu forcieren 
mit der Absicht, gutbetuchte neue 
Steuerzahler aus dem Umland 
nach Mannheim zu locken. Für die 
anderen sollte die städtische Woh-
nungsbaugesellschaft GBG sorgen. 
Die GBG jedoch beschränkte sich in 
den vergangenen Jahren hauptsäch-
lich darauf, Wohnungen aus dem 
eigenen Bestand zu sanieren und zu 
modernisieren, die Neubautätigkeit 
im preiswerten Bereich aber nahezu 
vollständig einzustellen. Durch Abriss 
und Umgestaltung in den letzten 
10 Jahren gingen vielmehr zirka 
1.000 GBG-Wohnungen in diesem 
Segment verloren – um teilweise als 
Neubauten im gehobeneren Bereich 
wieder aufzutauchen.

Grundlage für die Verwaltungsvor-
lage liefern Berechnungen über den 
mutmaßlichen Neubaubedarf. Bis 
zum Jahre 2025 rechnet die Verwal-
tung mit einer Nachfrage von 10.436 
Wohneinheiten. Davon sollen 1.720 
Wohnungen maximal bis derzeit 
7,40 Euro pro Quadratmeter kosten. 
Das wären gerade mal 17 Prozent. 
Die Kalkulation geht davon aus, 
dass der Anteil der Menschen mit 
unteren-mittleren Einkommen gleich 
bleibt. Das darf allerdings bezweifelt 
werden. Zeiten von Arbeitslosigkeit, 
in Zeit- und Leiharbeitsverträgen 
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prägen mittlerweile für breite Schichten 
der Bevölkerung den Berufsalltag. 
Spätestens bei der Rente hinterlässt 
das tiefe Spuren. Am gravierendsten 
werden es die Frauen zu spüren be-
kommen. Im Niedriglohnsektor sind 
zu 85 Prozent Frauen tätig (obwohl 
ihre Schulabschlüsse besser sind als 
die der männlichen Bevölkerung).

Nach der Diskussion im Gemeinde-
ratsausschuss gab es keine Abstim-
mung – sie hätte die Vorlage wohl 
vom Tisch gefegt. Baubürgermeister 
Quast zog vor, die Vorlage noch 
einmal zur Überarbeitung „mitzu-
nehmen“.

Sollte sie so sehr abgespeckt wie-
der auftauchen, dass von wirklich 
wirksamen Maßnahmen nichts mehr 
übrig bleibt, wird „der sich selbst 
regulierende Markt“ dazu führen, 
dass preiswerte Mietwohnungen 
auch in Mannheim weiterhin Man-
gelware bleiben. Es sollten alle Hebel 
in Bewegung gesetzt, alle Bürger-
sprechstunden und Wahlkampfver-
anstaltungen genutzt werden, um 
eine Mehrheit für die Vorlage im 
Gemeinderat zu bewirken.

Verena Fuchslocher, eine der 
Sprecherinnen vom Offenen Netzwerk 

11 % der Bevölkerung 
sind Empfängerinnen/Empfänger 

von Transferleistungen

2010 2012 2014
31.966 31.548 34.155

= 11%

davon
0 bis 15 Jahre

8.040 7.709 8.405

15 bis 24 Jahre 3.204 3.234 3.537

25 bis 49 Jahre 12.011 11.553 12.397

50 bis 64 Jahre 6.132 6.155 6.615

über 65 Jahre 2.529 2.850 3.156

Bedarfsgemeinschaften: 15.000
Wohngeld-EmpfängerInnen: 7.100

Seit dem Jahre 2010 hat sich die Anzahl der Frauen, Männer und Kinder, 
die in Mannheim  abhängig von Transferleistungen leben müssen, nochmal 
gesteigert. Mittlerweile sind es elf Prozent der hier lebenden Bevölkerung 
– verteilt auf alle Altersgruppen; sie leben sehr häufig in Stadtbezirken mit 
billigeren Wohnungen, wie zum Beispiel Hochstätt oder Schönau-Nord. 
Nahezu unverändert lebt etwa ein Fünftel der Mannheimer Kinder unter 
15 Jahren (2014 = 8.405) in Bedarfsgemeinschaften mit ihren Müttern 
und/oder Vätern. Die Hälfte aller Alleinerziehenden in Mannheim ist auf 
Leistungsbezüge nach dem SGB II angewiesen. Nach dem Sozialbericht 
der Stadt Mannheim ist dieser Anteil seit 2010 ständig gestiegen.
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Auszüge aus der Verwaltungsvor-
lage „12-Punkte-Programm“ zum 
Thema Wohnen – 
(Eigener Kommentar kursiv in Klam-
mer) 

1.	„Aktivierung (nicht militärischer) 
städtischer Konversionsflächen“ 
– (nicht mehr benötigte Flächen im 
Eigentum der Stadt sollen für den 
Wohnungsbau genutzt werden.

5.	„Nachverdichtung und Ersatz-
neubau“ – hier sollen zusätzliche 
Angebote im preisgünstigen Segment 
geschaffen werden).

6.	„Rolle der GBG als strategisches 
Instrument der Stadtentwicklung“ 
– (das heißt: die GBG soll in Stadt-
teilen mit überdurchschnittlichem 
Mietanstieg versuchen, Bestandshäu-
ser aufzukaufen, bevor sie in Speku-
lantenhände fallen).

7.	„Quotenmodell für preisgünsti-
gen Wohnungsbau – Beim Verkauf 
städtischer Grundstücke … wird für 

Wohnungsneubauvorhaben ab einer 
Größe von zehn Wohneinheiten ein 
verpflichtender Anteil von mindestens 
25 Prozent preisgünstigen Mietwohn-
raums … festgesetzt…“.

(Dies ist zweifellos der wichtigste, weil 
wirkungsvollste Punkt, um aus der 
bisherigen Misere herauszukommen. 
Solche Modelle (mit 30-Prozent-Quo-
te) gibt es schon seit Jahren in mehre-
ren bundesdeutschen Städten. Bereits 
2013 haben die LINKEN einen entspre-
chenden Antrag im Gemeinderat ein-
gebracht – ohne Erfolg. Die CDU hält 
dies für eine „repressive Zwangsmaß-
nahme der Stadt“. Sie singt erneut das 
alte Lied der Eigenheimförderung und 
sieht es als „Aufgabe der Stadt Mann-
heim, die richtigen Rahmenbedingun-
gen für einen sich selbst regulierenden 
Markt zu schaffen“. So wie bisher – 
das Ergebnis ist offensichtlich).

8.	„Verbilligte Vergabe von Wohn-
baugrundstücken für preiswerten 
Wohnbau“ – (Die Forderung macht 

dann Sinn, wenn die Vergabe nur an 
solche Bauträger erfolgt, die auch 
über die Bindungsfrist hinaus die Mie-
ten stabil halten).

9.	„Vergabe nach Konzeptqualität“ 
– (Bei Vergabe städtischer Grundstü-
cke soll nicht in erster Linie der Preis, 
sondern unter anderem die Menge 
und Qualität preisgünstigen Wohn-
raums entscheiden).

10.	Gewährung von Erbbaurechten 
… Von dieser faktischen Reduzierung 
der Einstiegskosten profitieren in 
erster Linie gemeinschaftliche Wohn-
projekte und kleinere Wohnungs-
markt-Akteure (zum Beispiel Genos-
senschaften).“ (Das heißt: Baugruppen 
und Kleingenossenschaften sollen 
Grundstücke im Erbbaurecht zugewie-
sen bekommen, für die erst einmal 15 
bis 25 Jahre lang kein Erbbauzins zu 
zahlen ist (zur Zeit vier Prozent). Dies 
wäre eine spürbare Einstiegsentlas-
tung und entspricht einem Antrag der 
LINKEN im Gemeinderat von 2016). 



Mannheimer Frauen, zeigte die 
Entstehungsgeschichte und das 
bearbeitete Themenspektrum des 
Netzwerkes auf. 

Darüber hinaus erläuterte sie die 
Aktivitäten, die vom Bündnis 90/
Die Grünen bisher auf Bundes- und 
kommunaler Ebene zur Schaffung 
preiswerten Wohnraums unternom-
men wurden. Zum Beispiel stellten 
sie auf Bundesebene einen Antrag 
auf Wiedereinführung der Woh-
nungsgemeinnützigkeit. Es gab 

dieses Instrument zur Schaffung 
preisgünstigen Wohnraums bis zum 
Jahre 1990 – dann wurde es abge-
schafft. Willkommenen Anlass bot 
der Skandal um das gewerkschafts-
eigene Wohnungsbauunternehmen 
„Neue Heimat“. Folge: Der Bestand 
an Sozialwohnungen verringerte sich 
von fünf Millionen im Jahre 1989 auf 
1,4 Millionen im Jahre 2013. Dafür 
haben sich die Wohngeldkosten in 
diesem Zeitraum um das fünffache 
erhöht. Noch im November 2016 

empfahl ein Expertenausschuss des 
Bundestags die Einführung einer 
„Neuen Wohnungsgemeinnützig-
keit“. Am 18. Januar 2017 haben 
CDU/CSU und SPD im Bundesaus-
schuss für Umwelt, Naturschutz, 
Bau- und Reaktorsicherheit gegen 
diesen Antrag der GRÜNEN und 
einen entsprechenden Antrag der 
LINKEN gestimmt.

Die anschließende Diskussion – wie 
immer souverän moderiert von 
Anna Barbara Dell – war, an- 
knüpfend an die vorherigen Referate, 
von ganz praktischen Fragen und 
Vorschlägen geprägt.

Das „Offene Netzwerk Mannheimer 
Frauen“ existiert seit 2011. Wir 
Mannheimer Frauen aus Gewerk-
schaften, Parteien, Sozialverbänden 
und als Einzel-Interessierte engagie-
ren uns gemeinsam für gute Lebens-
bedingungen für ALLE in unserer 
Stadt.

Wir freuen uns, dass wir bei unseren 
Anliegen häufig von der städtischen 
Gleichstellungsbeauftragten Frau 
Zahra Deilami unterstützt werden.

Das Netzwerk trifft sich regelmäßig 
einmal im Monat. Interessentinnen 
sind jederzeit herzlich willkommen 
(Kontakt über ver.di möglich – siehe 
Impressum).

Irmgard Rother

Wohnungen insges. in Mannheim: 	 ca. 165.000
davon GBG ca. 11 %: 	 19.168
	 seit 2008 Rückgang um: 	 1.012
	 Leerstand wegen Sanierung/Abriß: 	 1.500

Wohnungen unterhalb des Mietspiegels: 	 16.600
	 davon mit Sozialbindung: 	 3.120

Wohnungssuchende bei GBG: 	 2.600
Zirka 320.000 Einwohnerinnen und Einwohner in Mannheim leben in 
zirka 165.000 Wohnungen. Davon gehören zur GBG – Mannheimer 
Wohnungsbaugesellschaft zirka elf Prozent, nämlich 19.168 Wohnun-
gen; 1.012 Wohnungen sind der GBG seit dem Jahre 2008 durch Abriss 
oder Umbau verloren gegangen. Mit ihrem Wohnungsbestand trägt 
sie erheblich zur Senkung des Mannheimer Mietniveaus bei – 16.600 
Wohnungen der GBG liegen unterhalb des Mannheimer Mietspiegels 
– allerdings sind nur noch 3.120 in der Sozialbindung und damit sub-
ventioniert. Nach Auskunft der GBG sind in ihrem Bestand aktuell zirka 
2.600 Wohnungssuchende auf der Warteliste.
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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

die neue ‚FRAU aktiv‘ ist wie immer auch in elektronischer Form als pdf erhältlich:
http://rhein-neckar.verdi.de/frauen/frau_aktiv

Wir möchten alles dazu beitragen, die Verbreitung von ‚Frau aktiv‘ zu fördern!
Je mehr Menschen unsere Zeitung kennen und lesen, desto größer ist für uns der 
Ansporn, die Zeitung immer interessanter und informativer zu gestalten.
Auch Leserinnenbriefe sind uns jederzeit willkommen.

FRAU aktiv Frühjahr 2017
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Kurswechsel: 
Stärkt die gesetzliche Rente!
Rente muss für ein gutes Leben reichen –  
auch für Frauen
Die Altersversorgung bemisst sich 
nach Höhe und Dauer der im 
Erwerbsleben gezahlten Beiträge. 
Leider werden Frauen oft gering und 
auch schlechter bezahlt als Män-
ner. Frauen verdienen bundesweit 
21 Prozent  weniger als Männer, in 
Baden-Württemberg sogar 26 Pro-
zent weniger. 

Und Frauen arbeiten sehr viel mehr 
in Teilzeit, obwohl viele gerne 

Ganztagsstellen hätten. Trotz Arbeit 
leben viele Frauen an der Armuts-
grenze oder darunter. Auf die Un-
gleichheit der Löhne folgt die krasse 
Benachteiligung beim 
Alterseinkommen, das bei Frauen 
etwa 60 Prozent unter dem von 
Männern liegt. Wenn die jetzigen 
Regelungen zur gesetzlichen Rente 
unverändert bleiben und die Renten 
weiter sinken, steht künftig noch 
viel mehr Frauen ein Alter in Armut 
bevor.

Rente muss reichen – für ein gutes 
Leben

wer ein langes Arbeitsleben hinter 
sich hat, darf im Alter nicht Arm und 
auf staatliche Hilfe angewiesen sein. 
Aber genau dieses Schicksal wird im-
mer mehr Menschen treffen, wenn 
die jetzige Rentenpolitik fortgesetzt 
wird. Deshalb fordern die Gewerk-
schaften im DGB gemeinsam einen 
Kurswechsel bei der Alterssiche-
rung: der Sinkflug der Renten muss 
gestoppt werden, das Niveau der 
gesetzlichen Rente muss stabilisiert 
und wieder angehoben werden.

Das Thema Rente liegt dem Bezirks-
frauenrat ver.di Rhein-Neckar sehr 
am Herzen, es in der „Frau aktiv“ 
auf zu arbeiten würde jedoch den 
Rahmen sprengen. Daher verweisen 
wir gerne auf die zahlreichen Infor-
mationen, die ver.di und der DGB 
erarbeitet haben. 

Der ver.di publik, Ausgabe 02/2017 
liegt eine ver.di publik spezial mit 
dem Thema Rente bei. Diese Ausga-
be ist im Internet zu finden: 
http://publik.verdi.de/2017/ 
ausgabe-02

Weitere Links im Internet zur Renten-
kampagne

http://rente-staerken.verdi.de

http://rente-muss-reichen.de/

Rentenapell - Mit deiner Stimme den 
Renten-Sinkflug stoppen!

www.rente-muss-reichen.de/meine-
stimme/

Quellen: ver.di, DGB, 
bearbeitet von Angelika Paqué
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Gewalt an Frauen: Kein Ende in Sicht?
Offizielle Statistiken geben das 
Ausmaß von Gewalt an Frauen nur 
bedingt wider. Auch die „FRA-Erhe-
bung“ (FRA = Agentur der EU für 
Grundrechte, EU-weite Umfrage vom 
März 2014 zur Gewalt gegen Frauen 
weltweit zeichnen ein Bild des stark 
verbreiteten Missbrauchs mit erheb-
lichen Auswirkungen auf das Leben 
betroffener Frauen. Von behördli-
cher Seite wird so das Drama nicht in 
seinem vollen Ausmaß erfasst. 

Wo erfahren Frauen üblicherweise 
Gewalt? Es trifft sie zu Hause, am 
Arbeitsplatz, in der Öffentlichkeit 
und im Internet. 

„Mehr als die Hälfte der Frauen 
(55 %) in der EU hat bereits sexuelle 
Belästigung erfahren; am häufigsten 
betroffen sind Frauen mit Hochschul-
abschluss und Frauen in den höher-
rangigen Berufsgruppen. Der Anteil 
an Frauen in höheren Führungspo-
sitionen, die bereits sexuell belästigt 
wurden, beträgt 75 Prozent, im Ver-
gleich zu 41 Prozent an Frauen, die 
nie einer bezahlten Erwerbstätigkeit 
nachgegangen sind. Herkömmliche 
Geschlechterrollen-Stereotypen und 
das Risiko sexueller Belästigung, dem 
Frauen ausgesetzt sind, wirken sich 
nach wie vor negativ auf das Leben 
aller Frauen aus, unabhängig von 
deren Bildung oder Gehalt.“

Die Hälfte der in der EU lebenden 
Frauen (53 %) meidet zumindest 

zeitweise aus Angst vor körperlichen 
oder sexuellen Angriffen bestimmte 
Situationen oder Orte. Vorhandene 
Erhebungen zu Opfern von Straf-
taten und Angst vor Kriminalität 
zeigen, dass im Vergleich deutlich 
weniger Männer ihren Bewegungs-
radius einschränken.

Laut Landesaktionsplan 2015 gab es 
in Baden-Württemberg 6.655 Ein- 
sätze wegen häuslicher Gewalt. 
Nach der polizeilichen Definition 
wurden in der Polizeilichen Krimi-
nalstatistik für Baden-Württemberg 
6.440 Opfer der vorgenannten 
Gewaltdelikte im Rahmen von 
„häuslicher Gewalt“ gezählt. Bei 
den Betroffenen ab 16 Jahren 
waren es 5.340 weibliche Opfer 
(80,43 %) und 1.100 männliche 
Opfer (16,57 %). Von den 6.006 
Tatverdächtigen waren 5.010 
Männer (83,42 %) und 996 Frauen 
(16,58 %).

Häusliche Gewalt kann nicht nur 
begrenzt werden auf schwierige 
Lebenslagen, sondern ist als ein ge-
samtgesellschaftliches Problem anzu-
sehen. In der Altersgruppe ab Mitte 
40 zeigt sich bei Frauen folgendes 
Phänomen: Sind sie beruflich hoch 
positioniert und finanziell unabhän-
gig, übersteigt ihre berufliche Positi-
on und ihr Einkommen die bzw. das 
ihres Partners, so nimmt die Tendenz 
zu, Gewalt durch den Partner zu 
erleben als bei geringqualifizierten 
Frauen der Fall ist.

Mädchen werden vor der Flucht ver-
heiratet und sind meistens zwischen 
12 und 15 Jahre alt. Sie bleiben of-
fiziell bis 18 Jahren in der Obhut des 
Vaters, sind dadurch nach der Flucht 
und Ankunft in Deutschland „unter 

Obhut“, das heisst nicht unbegleitet. 
Bei minderjährigen verheirateten 
Asylbewerberinnnen besteht die 
Möglichkeit auf „Inobhutnahme“ 
vor dem Ehemann. Sie werden dann 
getrennt von ihrem „Ehemann“ 
untergebracht. 

Aber wer von den flüchtenden 
Mädchen, die oft auch noch unserer 
Sprache nicht mächtig sind und 
unsere Gesetze logischerweise nicht 
kennen, macht davon Gebrauch? 
Nur, wie soll das gehen, wenn 
dieser Ehemann nicht von ihrer Seite 
weicht?

In Baden-Württemberg 
tritt immer öfter folgende 
Situation auf:
„Alle verheirateten Asylbewer- 
berinnen unter 16 Jahren werden 
durch die Clearingstelle für unbe-
gleitete minderjährige Flüchtlinge be-
treut und in Einrichtungen für diese 
spezielle Gruppe getrennt von ihren 
Ehemännern untergebracht… In der 
Realität sieht es aber anders aus. 

Dies zeigt das folgende Beispiel:

Ein 13-jähriges Mädchen wird in 
ihrer Heimat, um die Familienehre 
zu schützen, kurz vor der Flucht, 
verheiratet und ist dann schwanger. 
In Deutschland ist der Geschlechts-
verkehr mit ihr strafbar. 

Versichert aber die Mutter des Mäd-
chens, dass der Ehemann befugt ist, 
rechtsverbindliche Erklärungen für 
die Minderjährige abzugeben, darf 
der Ehemann entscheiden. Erklärt 
dieser der Clearingstelle oder dem 
Gericht, er schlafe nicht im selben 
Bett mit der Minderjährigen und hat 
keinen Geschlechtsverkehr mit ihr, 
so gibt es in Deutschland keinen 
„Straftatbestand“ der zum Schutz 
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Zwangsheirat

In Baden-Württemberg kommen 
mit den Flüchtenden auch Min-
derjährige ins Land, die schon 
verheiratet sind. 187 Kinderehen 
waren das letztes Jahr. Zwangs-
verheiratet? Die Dunkelziffer ist 
hoch.

Häusliche Gewalt 

„Gewalt an Frauen“ ist eine Form 
von Gewalt, die Frauen nachge-
wiesenermaßen unverhältnismä-
ßig stark betreffen. Dazu zählen 
insbesondere häusliche Gewalt, 
Zwangsverheiratung, sexuelle 
Gewalt, Menschenhandel zum 
Zwecke der sexuellen Ausbeu-
tung.

Was ist Gewalt?

„Geschlechtsspezifische Gewalt“ 
wird als Gewalt definiert, „die 
gegen eine Frau gerichtet ist, 
weil sie eine Frau ist oder die 
Frauen unverhältnismäßig stark 
betrifft“.
Mit „Gewalt gegen Frauen“ 
werden alle Handlungen von 
geschlechtsspezifischer Gewalt 
bezeichnet, „die zu körperlichen, 
sexuellen, psychischen oder wirt-
schaftlichen Schäden oder Leiden 
für Frauen führen oder führen 
können einschließlich der Andro-
hung solcher Handlungen, der 
Nötigung oder der willkürlichen 
Freiheitsentziehung sei es im öf-
fentlichen oder privaten Leben“.
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der Minderjährigen geahndet wer-
den kann. (Bericht Frontal21 vom  
7. Feburar 2017) 

Welches Recht hat ein 
Gericht, ihr ihre Selbst-
bestimmtheit zu nehmen?
Kinderschutz kostet Geld und  
Personal. Solange dies nicht bereit 
gestellt wird vom Staat im Sinne 
einer gesamtgesellschaftlichen Auf-
gabe, bleiben diese Mädchen ihrem 
Schicksal allein überlassen.

Im Februar 2017 stellte Professor 
Mathias Rohe, Rechts- und Islamwis-
senschaftler der Universität Erlangen 
folgende Fragen:

•	 Haben wir genügend Leute, 
die dann auch die Zeit haben, sich 
tatsächlich intensiv um diese Fälle zu 
kümmern?

•	 Haben wir genügend Mittel für 
Dolmetscher? 

•	 Haben wir auch adäquate Mög-
lichkeiten der Unterbringung? 

Ein Gesetz, dass die Ehe nur auf-
heben würde oder gar für nichtig 

erklären würde, reicht deshalb nicht, 
weil sich ja dann immer noch die 
Frage stellt, wer soll jetzt eigentlich 
für dieses Mädchen, für diese junge 
Frau, sorgen?

Aktuell wird deshalb gefordert:

Dem Ehemann der Minderjährigen 
auf gar keinen Fall die Vormund-
schaft zu geben, weil diese jungen 
„Ehefrauen“

•	 nicht freiwillig geheiratet haben

•	 in der Ehe oft keine Chance auf 
Schule oder Bildung bekommen, da 
der Ehemann sich dagegen entschei-
det

•	 unter der Obhut des Ehemanns 
selten die Möglichkeit haben unsere 
Sprache zu erlernen

Dies führt dazu, dass minderjährig 
verheiratete Mädchen auch nach der 
Flucht in Deutschland das Recht auf 
selbstbestimmtes Leben verwehrt 
wird. Unsere Jugendämter sind 
personell zu wenig ausgestattet, um 
sich adäquat um diese Mädchen zu 
kümmern, zudem sind den Gerichten 
die Hände gebunden ohne Straftat-
bestand.

Unser Fazit:
Ein minderjähriges Kind/Mädchen 
gehört nicht in die Ehe! 

In Deutschland gab es eine größere 
Diskussion über Zwangsheirat. Die 
kulturellen Sensibilitäten wurden 
breit diskutiert. In diesem Kontext 
befasste sich auch die Regierung 
damit. Die große Koalition hat sich 
geeinigt, dass künftig alle Ehen von 
Personen unter 16 Jahren „nichtig“ 
sein sollen. Dies solle auch für im 
Ausland eingegangene Ehen  
gelten. Dabei werde der Zeitpunkt 
der Eheschließung entscheidend 
sein. Außerdem ist vorgesehen, die 
Ehemündigkeit prinzipiell auf 18 
Jahre anzuheben. Ein Schritt in die 
richtige Richtung für die Chancen-
gleichheit von geflüchteten und in 
Deutschland gestrandeten Mädchen. 

Gewalt an Frauen: 
Sie passiert alltäglich und in 
allen Kontexten! Schauen wir 
gemeinsam nicht weg, sondern 
thematisieren es solange, bis sich 
wirklich was ändert.

Beate Kress-Nabholz 
und Cordula Becker

nein
heisst

nein

Istanbul-Konvention 
konsequent erfüllen
Nachricht aus dem Newsletter des 
Deutschen Frauenrates vom März 2017

Der Deutsche Frauenrat begrüßt, 
dass die Bundesregierung endlich 
die Konvention des Europarats zur 
Verhütung und Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt (Istanbul-Konvention) ratifi-
zieren wird.

„Damit geht Deutschland beim 
Gewaltschutz einen wichtigen Schritt 
weiter. Mit der Istanbul-Konvention 
haben die europäischen Staaten ein 
starkes Instrument geschaffen, um 
die vielfältigen Formen geschlechts-
spezifischer Gewalt an Frauen zu 
bekämpfen. Die jüngste Reform des 
Sexualstrafrechts zugunsten eines 
‚Nein heißt Nein‘ hat das deutsche 
Recht in Übereinstimmung mit der 
Konvention gebracht. Jetzt muss sie 
aber in der Praxis umgesetzt werden. 

Dazu gehört vor allem auch eine 
bundeseinheitliche Regelung, die 
allen von Gewalt betroffenen Frauen 
den gleichen Zugang zu Frauenhäu-
sern und Beratungsangeboten ga-
rantiert, unabhängig davon, wo sie 
leben, unabhängig von Behinderung 
und unabhängig von ihrem Aufent-
haltsstatus,“ so Mona Küppers, Vor-
sitzende des Deutschen Frauenrats. 

Artikel 1 der Istanbulkonvention:

1 Zweck des Übereinkommens

a) Frauen vor allen Formen von 
Gewalt zu schützen und Gewalt 
gegen Frauen und häusliche Gewalt 
zu verhüten, zu verfolgen und zu 
beseitigen;

b) einen Beitrag zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung 
der Frau zu leisten und eine echte 
Gleichstellung von Frauen und Män-
nern, auch durch die Stärkung der 
Rechte der Frauen, zu fördern;

c) einen umfassenden Rahmen sowie 
umfassende politische und sonsti-
ge Maßnahmen zum Schutz und 
zur Unterstützung aller Opfer von 
Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt zu entwerfen;

d) die internationale Zusammenar-
beit im Hinblick auf die Beseitigung 
von Gewalt gegen Frauen und häus-
licher Gewalt zu fördern;

e) Organisationen und Strafverfol-
gungsbehörden zu helfen und sie zu 
unterstützen, um wirksam mit dem 
Ziel zusammenzuarbeiten, einen 
umfassenden Ansatz für die Beseiti-
gung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt anzunehmen.

2 Um die wirksame Durchführung 
dieses Übereinkommens durch die 
Vertragsparteien sicherzustellen, 
wird durch dieses Übereinkommen 
ein besonderer Überwachungsme-
chanismus eingeführt.
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Krankenhaus:  
Tarifrunde Entlastung – 
Brot und Rosen!
Liebe Kolleginnen,

immer wieder werden wir um den 
8. März herum, wenn wir Gewerk-
schafterinnen unsere Aktionen 
machen und die Flugblätter oder 
Rosen verteilen, gefragt, inwiefern 
der Frauentag noch zeitgemäß 
ist. Sicherlich, wir stoßen auf viel 
Zustimmung und Verständnis, 
aber eben auch immer wieder auf 
Unverständnis – und das nicht nur 
von Männern, die dann scherzhaft 
den „Männertag“ fordern, sondern 
eben auch von jungen Kolleginnen, 
die sich zwar über eine Rose freuen, 
allerdings wenig Verständnis für die 
politische Forderung nach Gleichbe-
handlung haben.

Es stimmt schon, gerade im öffent-
lichen Dienst und auch bei uns in 
der Universitätsmedizin Mannheim 
(UMM) könnte man meinen, ist die 
Gleichberechtigung auf den ersten 
Blick angekommen. Die Bezahlung 
ist dieselbe und auch die Kriterien 
für die Bezahlung sind im Tarif-
vertrag festgelegt. Hier gibt es wenig 
Spielraum. Also alles in Ordnung? 
Weit gefehlt!

Erst auf den zweiten Blick fällt auf, 
was im öffentlichen Dienst und 
insbesondere im frauendominierten 
Krankenhausbereich wirklich läuft. 
Insbesondere Führungspositionen 
sind häufig von Männern belegt. 
Chefärztinnen sucht man in der  
Regel vergeblich. Auch Abteilungslei-
ter in Verwaltungen, selbst Stations- 
leitungen sind überproportional 
männlich. Wirft man vor diesem 
Hintergrund einen Blick auf die 
durchschnittliche Vergütung von 

Männern und 
Frauen im 
öffentlichen 
Dienst, stellt 
man schnell 
fest – Männer 
werden doch 
viel besser bezahlt.

Ebenfalls weiblich ist die Auslage-
rung von ohnehin schon mäßig 
bezahlten Frauenberufen in noch 
billigere Servicegesellschaften. Unser 
Reinigungsdienst und unser Patien-
tenservice sind in der Regel weiblich. 
Von etwa 10 Euro pro Stunde kann 
heute kaum jemand leben. Zudem 
werden – weil die Arbeitsbedin- 
gungen so hart sind – nur Teilzeit-
jobs angeboten. Anstatt die Arbeits-
bedingungen auf ein erträgliches  
Niveau zu senken, werden die Frauen  
in Zweit- und Drittjobs gezwungen. 
Auch das ist weiblich und auch das 
senkt die Durchschnittsvergütung für 
Frauen weiter drastisch ab. Ja, es ist 
immer noch dringend nötig, sich für 
eine gerechte Bezahlung von Frauen 
stark zu machen.

Es ist aber nicht nur die Bezahlung, 
die einen aufhorchen lässt. Natürlich 
ist die Gesundheitsbranche frauen-
dominiert. Dies hat sich historisch so 
entwickelt. Was sich aber auch ent-
wickelt hat, ist die Selbstverständlich-
keit, mit der die Arbeitgeber an das 
soziale Gewissen der überwiegend 
weiblichen Arbeitnehmer appellie-
ren. Es ist tägliche Praxis geworden 
und wird auch von den Vorgesetzten 
eingefordert, dass Kolleginnen aus 
ihrer Freizeit gerufen werden, um 
Ausfälle zu kompensieren. 

In keinem deutschen Krankenhaus 
gibt es eine vorgeschriebene Min-
destbesetzung. Das heißt die Pfle-
genden (häufig Frauen) werden mit 
unerträglichen Belastungen insbe-
sondere dem psychischen Druck, die 
Patienten nicht ordentlich versorgen 
zu können, alleine gelassen. Und 
wenn sich Kolleginnen darüber be- 
schweren oder sich an Betriebs- oder  
Personalräte wenden, werden sie 

nicht selten als unkollegial hinge-
stellt. Solche Arbeitsbedingungen 
gibt es in keinem Metallbetrieb. Das 
würden sich Männer nicht bieten las-
sen. Werden dort Kolleginnen oder 
Kollegen am Wochenende gerufen, 
wird das großzügig honoriert. Nicht 
nur mit Schulterklopfen, sondern 
auch finanziell, schaut man sich die 
Zuschläge für Nacht-, Schichtarbeit 
oder Wochenenddienste an. Dies 
liegt natürlich auch daran, dass 
Frauen, insbesondere im Gesund-
heitswesen zu viel tolerieren, sich 
nicht gewerkschaftlich organisieren 
und nicht für bessere Arbeitsbedin-
gungen auf die Straße gehen.

Vielleicht zeichnet sich ja ein Wandel 
ab. Erstmals fährt die Gewerkschaft 
ver.di im Jahr 2017 eine Tarifrunde, 
in der es nicht um Geld sondern um 
die Arbeitsbedingungen geht, die 
„Tarifrunde Entlastung“. Ziel ist es 
für alle deutschen Krankenhäuser, 
egal welcher Trägerschaft, Entlas- 
tung im Tarifvertrag festzuschreiben. 
Das muss nicht automatisch mehr 
Personal sein. Allerdings wird die 
Branche um mehr Personal in den 
Kranken-häusern nicht herum kom-
men. Vorgemacht hat uns das die 
Charité-Klinik in Berlin, aber auch 
das kleine Saarland hat die Revoluti-
on ausgerufen.

Der Rest der Republik folgt nun. Aus 
diesem Grund haben Vertrauens-
leute und der Betriebsrat der UMM 
in diesem Jahr auch keine Rosen ver-
teilt, sondern sind mit einer kleinen 
Delegation ins Saarland gefahren, 
um die streikenden Kolleginnen zu 
unterstützen. Ganz nach dem ur-
sprünglichen Gewerkschaftsmotto 
„Brot und Rosen“, bei dem das Brot 
für eine gute Bezahlung von Frauen 



Todschick – Die Schattenseiten der Modeindustrie
Auch vier Jahre nach dem drama-
tischen Gebäudeeinsturz von Rana 
Plaza in Bangladesch haben sich die 
Arbeitsbedingungen in der Textil-
industrie nicht merklich verbessert. 
Mehr als 1100 Arbeiterinnen und 
Arbeiter, größtenteils Frauen, kamen 

2012 bei dem größten Fabrikunfall 
in der Geschichte des Landes ums 
Leben. 

Das Unglück führte zahlreichen 
Konsumentinnen und Konsumenten 
in Deutschland erstmals die Kehr-
seiten unseres massenhaften Mode-
konsums vor Augen: Der Großteil 
unserer Kleidung wird von Arbeite-
rinnen und Arbeitern genäht, deren 

Lohn trotz massiver Überstunden 
nicht zum Leben reicht – in Fabriken, 
in denen sie aufgrund gravierender 
Mängel im Gebäude- und Brand-
schutz ihr Leben aufs Spiel setzen.  
Insbesondere junge Frauen zwischen 
15 und 30 Jahren sind in den Textil-

fabriken Bangladeschs angestellt, sie 
stellen 90 Prozent der Mitarbeiterin-
nen- und Mitarbeiterschaft laut dem 
Verein „Netz Bangladesch“. 

Zahlreiche namhafte Modeketten 
unterschrieben 2013 in Reaktion auf 
das Unglück ein internationales Ab-
kommen für mehr Sicherheit in den 
Textilbetrieben Bangladeschs, den so 
genannten „Bangladesh ACCORD“. 

Ein Meilenstein, da das Abkommen 
rechtlich bindend ist und vor Ge-
richten in den Heimatländern der 
Konzerne eingeklagt werden kann. 

Dennoch zeigt die Bestandsauf-
nahme der Kampagne für Saubere 
Kleidung, dass drei Jahre nach dem 
Unglück fast alle Fabriken den ver-
einbarten Reparaturplänen hinter-
herhinken, etliche haben nach wie 
vor noch nicht einmal Notausgänge. 
Auch um die vereinbarten Entschädi-
gungen für die Opfer des Unglücks 
und deren Angehörige müssen viele 
Betroffene nach wie vor gerichtlich 
kämpfen.

Nachdem der Mindestlohn in Bang-
ladesch in Reaktion auf das Unglück 
von Rana Plaza leicht angehoben 
wurde, kämpfen aktuell Arbeiterin-
nen, Arbeiter und Gewerkschaften 
um eine deutliche Erhöhung des 
Mindestlohns von 67 auf 180 Dollar. 

Bei ständig steigenden Lebens-
haltungskosten liegt der bisherige 
Mindestlohn deutlich unter einem 
existenzsichernden Lohn für die 
beschäftigten Frauen und ihre 
Familien. Nach Massenstreiks erfuh-
ren Arbeiterinnen, Arbeiter und Ge-
werkschaften massive Repressionen: 
Mehr als Tausend Näherinnen und 
Näher wurden entlassen, 34 Streik-
führerinnen und Streikführer festge-
nommen. Erst aufgrund massiven in-
ternationalen Drucks unter anderem 
der Kampagne für Saubere Kleidung 
und diverser Unternehmen wurden 
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und die Rosen für ordentliche 
Arbeitsbedingungen stehen (siehe 
Kasten).

Wir nehmen den hoffentlich erfolg-
reichen Kampf auf, klar ist aber: ein 
paar wackere Gewerkschafterinnen 
alleine werden es nicht richten. Alle 
Beschäftigten der Krankenhäuser 
müssen auf die Straße und auch die 
Solidarität der Bürgerinnen und 
Bürger, für die die Krankenhäuser 

rund um die Uhr bereit stehen, 
könnte nicht schaden.

Lonie Schillinger 
Stellvertretende Betriebsrats- 

vorsitzende des Klinikum Mannheim

Geschichtlicher Hintergrund zur 
Forderung „Brot und Rosen“:

Im Jahr 1912 wurde ein Streik unter 
dem Slogan „Brot und Rosen“ 

durchgeführt. Dieser wurde von 
über 20.000 Textilarbeiterinnen, 
vorwiegend mit Migrationsgeschich-
te, bestritten. Sie forderten damals 
eine gerechte Bezahlung (Brot) und 
menschenwürdige Arbeits- und Le-
bensbedingungen (Rosen). Der Streik 
führte am Ende zu einer Lohnerhö-
hung von 25 Prozent, einer besseren 
Überstundenvergütung und der 
Zusage, die Frauendiskriminierung 
einzudämmen. 
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die Aktivistinnen und Aktivistennach 
wochenlanger Haft freigelassen. 

Das Beispiel zeigt: Solidarität und 
Druck von außen können etwas be-
wegen. Die Kampagne „für Saubere 
Kleidung“ unterstützt regelmäßig 
durch Eilaktionen Gewerkschaften, 
Arbeiterinnen und Arbeiter vor Ort in 
ihren Kämpfen für bessere Arbeits-
bedingungen und setzt Unterneh-
men unter Druck, Verantwortung 
für die Arbeitsbedingungen in ihren 
Zulieferbetrieben zu übernehmen. 
Hierbei können auch die deutschen 
Gewerkschaften durch solidarische 
Unterstützung einen wichtigen Bei-
trag zur Verbesserung von Arbeits-
bedingungen in den Produktionslän-
dern leisten.

Und die deutsche Politik? Ende 
2014 gründete sich auf Initiative des 
Entwicklungsministers Gerd Müller 
(CSU) das Bündnis für nachhaltige 
Textilien, kurz Textilbündnis. Der 
Zusammenschluss aus verschiedenen 
Interessengruppen, wie Textilunter-
nehmen, Gewerkschaften, Zivilgesell-
schaft und Ministerien, hat sich das 
ehrgeizige Ziel gesetzt, durch freiwil-
lige Selbstverpflichtungen von Unter-
nehmen eine sozial und ökologisch 
nachhaltige Produktion von Textilien 
zu fördern. Doch bleibt abzuwarten, 
ob mit solchen freiwilligen Initiativen 
tatsächlich echte Verbesserungen 

für Beschäftigte in der Textilindustrie 
erreicht werden können.

Organisationen wie Greenpeace 
haben das Bündnis öffentlich stark 
kritisiert und gar nicht erst beigetre-
ten. Auch die Kampagne „für Sau-
bere Kleidung“ hält trotz Mitarbeit 
im Textilbündnis an ihrer Forderung 
fest, Unternehmen durch gesetzli-
che Regelungen für menschen- und 
arbeitsrechtliche Verstöße in ihrer 
Lieferkette haftbar zu machen .

Da bindende rechtliche Standards 
nach wie vor fehlen und viele Un-
ternehmen sehr kreativ darin sind 
eigene Nachhaltigkeits-Standards 
zu erfinden, lohnt es sich für Ver-
braucherinnen und Verbrauer beim 
Einkauf von Textilien sehr genau 
hinzusehen, denn ein höherer Preis 
ist kein Garant für bessere Pro- 
duktionsbedingungen. Auch ein 
Boykott einzelner Produktionsländer 
bewirkt wenig, denn auch Schuhe 
„Made in Italy“ können von schlecht 
bezahlten Arbeiterinnen und Arbei-
tern in Rumänien gefertigt sein .

In Anbetracht der ökologischen 
Auswirkungen der Textilproduktion 
(hoher Wasserverbrauch, Einsatz gif-
tiger Chemikalien und Farben), ist es 
sinnvoll auf hochwertige Kleidung zu 
setzen, die lange getragen werden 
kann. Mittlerweile gibt es zudem  
einige unabhängige Siegel, die 

zumindest für Teile der Lieferket-
te gute Arbeitsbedingungen und 
ökologische Mindeststandards 
vertrauenswürdig garantieren. Auch 
in Mannheim und der Region bieten 
mittlerweile einige Geschäfte die 
nachhaltig produzierte Kleidung an. 
Indem wir diese gezielt unterstützen 
und parallel Druck auf die großen 
Modekonzerne ausüben, können 
auch wir als Verbraucherinnen und 
Verbraucher in Deutschland einen 
Beitrag zu besseren Arbeitsbedin-
gungen in der Modeindustrie leisten.

Informationen zu nachhaltigen Ein-
kaufsalternativen in der Region:

www.delta21.de – Portal für nach-
haltige Lebensführung in der Rhein-
Neckar-Region

http://www.greenpeace-mannheim-
heidelberg.de/wordpress/lokaler-
einkaufsratgeber-fuer-nachhaltige-
kleidung/ – Lokaler Einkaufsratgeber 
für nachhaltige Kleidung

Hier können Sie selbst aktiv werden:

www.saubere-kleidung.de – Infor-
mationen zur Arbeit der Kampagne 
für Saubere Kleidung

ccc-mannheim@posteo.de – Kontakt 
der Regionalgruppe der Kampagne 
in Mannheim

Susanne Kammer,
Eine-Welt-Forum Mannheim e.V.

FRAU aktiv Frühjahr 2017
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Dr. Hope Bridges Adams Lehmann 
– Vorkämpferin in der Medizin und 
für Frauen-Menschen-Rechte
Sie war eine dieser bemerkenswerten 
Frauen, die lange Zeit von der Ge-
schichtsschreibung ignoriert wurde. 
Warum? Hope (so war ihr Vorname) 
war ein Mensch mit Ecken und Kan-
ten, führte zeitlebens ein sehr eigen-
williges Leben und passte damit „in 
keine Schublade“. Deshalb erwies 
sie sich als völlig ungeeignet, um als 
„Ikone“ vereinnahmt zu werden – 
ein Schicksal, das zum Beispiel ihrer 
Freundin Clara Zetkin nicht erspart 
blieb. Durch hartnäckige Spurensu-
che über 15 Jahre gelang es Frau 
Prof. Martina Krauss, Historikerin mit 
Lehrstuhl für Bayerische und Schwä-
bische Landesgeschichte an der Uni-
versität Augsburg, Licht ins Dunkel 
des Vergessens zu bringen. Ergebnis: 
eine spannende Biographie über Dr. 
Hope Bridges Adams Lehmann und 
das gesellschaftliche und politische 
Umfeld während ihrer Lebenszeit. 

Hope Bridges Adams Lehmann lebte 
von 1855 bis 1916 und kämpfte in 
einer Gesellschaft, die Frauen kaum 
eigenständige Rechte zubilligte: 
Sie war Ärztin, als dieser Beruf für 
Frauen noch verschlossen war, gab 
Frauen Geburtstipps und setzte sich 
in ganz praktischer Hinsicht für die 
Gleichberechtigung von Mann und 
Frau ein. Der Widerstand dagegen 
blieb nicht aus. 

Über ihr Elternhaus wurde sie schon 
früh mit Ideen bekannt, die für ihren 
weiteren Lebensweg ausschlagge-
bend waren. Ihr Vater, der Ingenieur 
und Publizist William Bridges Adams, 
gehörte zu einem Kreis fortschritt-
licher Denker um James Stuart Mill 
und hatte bereits die Gleichberechti-
gung der Frau, ihr Recht auf Bildung 
und ihre Entlastung von der Haus-
arbeit gefordert. Er starb, als Hope 
16 Jahre alt war. Mit ihrer Mutter 
Ellen zog sie nach Dresden. Gegen 
Widerstand wurde sie Gasthörerin 
an der Medizinischen Fakultät in 
Leipzig und damit die erste Frau, der 
es gelang, rund 30 Jahre vor Öff-
nung der deutschen Universitäten 
für weibliche Studierende 1880 in 

Leipzig ein medizinisches Staats-
examen abzulegen. Im deutschen 
Kaiserreich wurde es jedoch nicht 
anerkannt. In der Männerwelt der 
ärztlichen Medizin waren Frauen 
nicht vorgesehen – die Vorbehalte 
reichten von schlichter Prüderie bis 
hin zur Angst vor Konkurrenz: „Man 
denke sich nur die junge Dame im 
Seziersaal mit Messer und Pinzette 
vor der gänzlich entblößten männ-
lichen Leiche sitzen“, schrieb ein pi-
kierter männlicher Kollege noch viele 
Jahre später. Frauen sollten lieber 
Krankenpflegerin, Heilgehilfin oder 
allenfalls Hebamme werden. Und so 
war es dann meistens auch.

Um trotzdem promovieren zu kön-
nen, ging sie nach Bern und nach 
einer weiteren Prüfung erhielt sie 
in Großbritannien ihre Approbati-
on. 1904 wurde ihr Staatsexamen 
endlich vom Bundesrat in Berlin 
anerkannt. Nun durfte sie auch 
in Deutschland ihren Doktortitel 
führen.

Dr. Hope heiratete den deutschen 
Arzt Dr. Otto Walther und arbeitete 
in seiner als Gemeinschaft geführten 
Praxis in Frankfurt am Main – sie be-
handelte vorwiegend arme Frauen, 
er hatte mehrheitlich wohlhaben-
dere Patientinnen und Patienten. 
Sie musste und wollte Familie und 
Beruf unter einen Hut bringen, was 
mit zwei Kindern auch damals ein 
schwieriger Spagat war. Das Ehe-
paar pflegte einen gesellschaftlichen 
Umgang, der seitens der Polizei arg-
wöhnisch beobachtet wurde – Otto 
Walther hatte als Sozialdemokrat 
mehrfach unter politischen Repressa-
lien zu leiden. 

Eine Erkrankung an TBC, Ehekrisen, 
eine neue Beziehung und spätere 
Ehe erzwangen die Aufgabe der 
Arbeit in Frankfurt. Gemeinsam mit 
ihrem zweiten, wesentlich jüngeren 
Mann Carl Lehmann, ebenfalls Arzt, 
arbeitete sie in dessen Münchner 
Praxis; mit ihm engagierte sie sich für 
Pazifismus, gegen den drohenden 
Krieg und für eine neue Gesellschaft. 

Ihr Bekannten- und Freundeskreis 
war vielfältig. Lenin war Gast in 
ihrem Hause und benutzte die An-
schrift als Deckadresse; Clara Zetkin 
und August Bebel waren mit Dr. 
Hope und ihrem Mann befreundet. 
Doch sah sich Hope wohl gar nicht 
als politische Frau – erst recht nicht 
als parteipolitische. Aber ihr Interesse 
an sozialistischen Gesellschaftsthe-
orien war angesichts ihrer täglichen 
Erfahrungen groß genug, für die 
erste Übersetzung von August Bebels 
„Die Frau und der Sozialismus“ ins 
Englische zu sorgen. 

„Weg mit dem Korsett!“ – Fahrrad 
fahren!

„Weg mit dem Korsett“ forderte 
Hope in ihrem „Frauenbuch“, mit 
dem sie 1896 enormes Aufsehen 
erregte. Sie beschrieb darin nicht 
nur die Folgen des Schnürens für die 
Gesundheit der Frau, sondern entwi-
ckelte für viele Bereiche des Lebens 
Konzepte, mit denen Frauen zu mehr 
Selbstbestimmtheit gelangen sollten 
– von Ratschlägen für eine gesünde-
re Lebensweise mit viel Bewegung 
an der frischen Luft, über sexuelle 
Aufklärung und Verhütungsmetho-
den bis hin zu einem Plädoyer für 
die Gleichberechtigung von Mann 
und Frau: Statt junge Mädchen mit 
Spitzen und Tüll auszustaffieren, 
solle man ihnen lieber gesunde 
und kräftigende Bewegung an der 
frischen Luft verschaffen, und: „Ein 

Hope Bridges Adams Lehmann im Jahr 1898 
(Quelle: wikipedia)
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Rad wäre ein besseres Geschenk als 
ein Ballkleid“, riet sie in einem ihrer 
Aufsätze.

In ihren Schriften, häufig auch in 
den „Sozialistischen Monatsheften“ 
abgedruckt, forderte Hope, dass 
sich Mutter und Vater die Kinder-
pflege teilen sollten und dass Eltern 
mit Neugeborenen nur halbtags 
arbeiten. Als Ärztin hatte sie sich 
auf Gynäkologie und Geburtshilfe 
spezialisiert. Damals starben jährlich 
noch mehr als 10.000 Frauen am 
Kindbettfieber. Sie setzte sich für 
eine sichere Entbindung in einem 
von ihr so genannten „Frauenhaus“ 
ein. Als die Münchner Hebammen-
Vereinigung – unterstützt von kon-
servativen Medizinern – einen 1914 
gegen sie angestrengten Prozess 
wegen unerlaubter Schwanger-
schaftsabbrüche anstrengte, trat sie 
unerhört mutig dagegen auf, so dass 
der Prozess 1915 niedergeschlagen 
werden musste. Ihre bereits weit 

gediehenen Pläne für ein Frauenhaus 
scheiterten jedoch.

Ein weiteres Thema, das ihr sehr am 
Herzen lag, war eine Reform des 
Grundschulwesens und der Kinder-
gartenpädagogik. Zu diesem Zeit-
punkt war ihr Ehemann Karl  
Lehmann Gemeinderat und Vor-
sitzender des Schul- und Sanitäts-
ausschusses. Der Münchner Zeit 
folgte die Gründung eines modernen 
Lungen-Sanatoriums im Schwarz-
wald, das bald auch zum Treffpunkt 
der linken Prominenz wurde.

Angesichts des immer bedrohlicher 
werdenden Kriegsgetöses unter-
nahm sie im August 1914 eine 
abenteuerliche Reise nach England, 
wo sie hoffte, Kriegsgegnerinnen 
und Kriegsgegnern zu agitieren. Es 
blieb im Wesentlichen ein erfolgloses 
Unterfangen. Nachdem ihr Mann in 
den Kriegsgräueln zu Tode kam, war 
ihr Lebenswille gebrochen. Sie setzte 
1916 ihrem Leben ein Ende.

Nach der wissenschaftlichen Biogra-
fie von Frau Marita Krauss wurde 
das Leben von Dr. Hope mit Heike 
Makatsch in der Titelrolle verfilmt. 
Auf dem Drehbuch zum Film beruht 
ein Buch von Torsten Dewi und 
Katrin Tempel. Es hat nicht den 
wissenschaftlichen Anspruch wie 
die Biografie von Marita Krauss, ist 
jedoch spannend und gut lesbar 
geschrieben.

Marita Krauss: „Dr. Hope Bridges 
Adams Lehmann – Ärztin und  
Visionärin, Die Biografie“, Volk-
Verlag 2009

Torsten Dewi, Katrin Tempel „Dr. 
Hope – Eine Frau gibt nicht auf: 
Deutschlands erste Ärztin“ 
Verlag: Piper Taschenbuch, 2009

In München-Schwabing ist mittler-
weile eine kleine Sackgasse nach 
dieser großartigen Frau benannt.

Irmgard Rother

Das hat mir gut getan! – 
Internationaler Workshop 
„FRAUEN POWERN UND FEIERN!“

Fast 70 Frauen aus (fast) allen Erdtei-
len trafen sich am Sonntag, dem 
12. März 2017 um den Internationa-
len Frauentag auf eine etwas andere 
Art und Weise zu begehen. Frauen 
aus Eritrea, Syrien, Irak, Afghanis-
tan und aus dem Westbalkan, aus 
Pakistan, China, Laos und vor allem 
aus einigen Staaten Afrikas wie 
Togo und Kamerun, fanden sich für 
einige Stunden im laboratorio17 in 
der Jungbuschstraße in Mannheim 
ein. Allein 14 Frauen aus Westafrika 
waren mit einer Kollegin der AWO 
im Rahmen des Projektes „Ankom-
men: Empowerment von geflüch-
teten Mädchen und Frauen“ von 
der Flüchtlingsunterkunft Spinelli 
gekommen. 

Mit von der Partie 
waren Kinder, 
darunter drei 
Säuglinge, sie 
lagen geborgen 
in den Armen 
der Mütter oder 
Freundinnen, 
hockten auf 
ihren Knien oder 
spielten mit den 
Betreuerinnen, 
zwei 14-jährigen Mädchen, die ihre 
Verantwortung sehr ernst nahmen. 
Ein paar ältere Kinder malten mit 
dem Pädagogen und Bildenden 
Künstler Alexander Bergmann in 
seinem nahe gelegenen Atelier.

Eingeladen hatten save-me Mann-
heim, vertreten durch Anna Barbara 
Dell und der Internationale Frauen-
treff Jungbusch mit Anne Kreß. 

Das Zusammensein von einheimi-
schen, migrantischen und vor allem 
geflüchteten Frauen sollte außer 
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einem gemeinsamen Feiern auch 
die Gelegenheit bieten, sich auszu-
probieren, Kraft und Zuversicht zu 
tanken, das Selbstbewusstsein zu 
stärken und den Kontakt zu anderen 
Menschen in der großen Gruppe 
aufzunehmen. Dazu war die Schau-
spielerin Gonca Selale Cerit aus 
München gekommen, die mit allen 
Frauen gemeinsam Übungen und 
Spiele zur Selbstvergewisserung und 
Selbststärkung auf dem Hof in der 
Großgruppe sowie im geschlossenen 
Raum in kleinerer Runde durchführte. 
Das war nicht nur eine große päda-
gogische sondern auch sprachliche 
Herausforderung! In den Rückmel-
dungen wurde diese Runden als Rie-
senspaß empfunden, insbesondere 
die Übungen zum freien Atmen und 
zur Achtsamkeit füreinander wurden 
von den jungen und älteren Frau-
en sehr geschätzt. Die meisten der 
anwesenden Frauen hatten noch nie 
einen solchen Workshop erlebt und 
sagten, dass anfangs die Übungen 
für sie sehr fremd gewesen seien, 
mit der Zeit aber habe man sie als 
befreiend und lustig empfunden.

Zu Beginn hießen Anna Barbara Dell 
von save-me und Anne Kreß vom 
Internationalen Frauentreff Jung-
busch alle Frauen herzlich Willkom-
men und unterstrichen die Tradition 
des kämpferischen Internationalen 
Frauentages, der von Beginn an mit 
„Brot und Rosen“ sowohl den Lohn 
als auch die gesamten Lebensbe-
dingungen der Familien in den Blick 
nahm. Übersetzt wurde die Rede 
sowohl ins Arabische als auch ins 
Türkisch-Mazedonische. 

Auch die englische Sprache war von 
Nutzen. Mit den vierzehn westafri-
kanischen geflüchteten Frauen, die 
mit vier Kinderwägen etwas später 
eintrafen, verständigte frau sich auf 
Französisch. 

Zwischendrin gab es ein pakistani-
sches Buffet, das von Shamin Taj wie 
immer liebevoll und schmackhaft zu-
bereitet wurde und irgendwann leer 
gefegt war; die Kinder wurden dazu 
noch mit Obst und Snacks versorgt. 
Die Erwachsenen tranken Kaffee und 
köstlichen Tee aus dem Samowar 
von Anne Kreß. 

Ein Highlight bildeten der kämpferi-
sche und zugleich melodische 

Gesangsbeitrag von Gizem Gözüa-
cik, die sich selbst mit der Gitarre 
begleitete. Ein Lied hieß „Mama Ana 
Ahabak“, auf Arabisch „Mama ich 
liebe Dich“, das 2003 anlässlich des 
beginnenden Irak-Krieges geschrie-
ben wurde. Der Text ist aus der Sicht 
eines kleinen Kindes geschrieben, 
das sich gerade im Kriegsgebiet be-
findet und seiner Mama viele Fragen 
stellt. Am Ende des Liedes wendet 
sich das Kind seiner toten Mutter zu 
und fragt „Warum sagst Du nichts 
mehr? Wieso sind deine Augen leer?“

Ein anderes Lied „we are women 
we are strong“ stammt von den 
Bergarbeiterfrauen aus dem großen 
Bergarbeiterstreik 1984 in England. 
Das Lied zeigt die Entschlossenheit 
und den Widerstand der Frauen. 

Und natürlich durfte das italienische 
Lied der Partisanen „Bella Ciao“ 
nicht fehlen. Es handelt davon, wie 
es 1945 in Norditalien zum be-
waffneten Aufstand kam. Damals 
wurden nahezu 200 Städte vor dem 
Eintreffen der West-Alliierten aus 
eigener Kraft von den Faschisten 
befreit. 

Besonders berührend war es, als eine 
afrikanische Frau ihre sehr kräftige 
schöne Stimme 
erhob und ein 
afrikanisches 
Lied sang. Alle 
Frauen und Kin-
der waren still 
und lauschten. 

Wir haben be-
schlossen, dass 
beim nächsten 
Workshop das 
Singen einen 
besonderen Stel-
lenwert haben 
soll. Die Frauen 
aus den unter-
schiedlichen 
kulturellen Tra-
ditionen werden 
aufgefordert, 
Lieder vielleicht 
auch gemein-
sam zu singen, 
die übersetzt 
werden, damit 
alle Frauen die 
Inhalte verstehen 
können.

Als Resumee ist festzuhalten: Den 
Frauen zu danken, die alle geflüch-
teten Frauen in den verschiedenen 
Unterkünften abgeholt und sicher zu 
dem Workshop und wieder zurück 
gebracht haben. Man denke allein 
an die Treppen in der Haltestelle 
Dahlbergstraße, die mit vier Kinder-
wägen zu bewältigen waren – ein 
wahres Kunststück! 

Bemerkenswert auch: einige Frauen 
sagten, das sei das erste Mal gewe-
sen, dass sie aus der Erstaufnahme-
einrichtung nicht nur zum Einkaufen 
herausgegangen sind, sondern auch 
zum Feiern. 

Beim nächsten Mal wollen wir noch 
stärker die Frauen selbst zu Wort 
kommen lassen, indem sie sich 
vorstellen, Lieder singen oder eine 
andere Tradition ihres Landes prä-
sentieren können, wenn sie möch-
ten. Dazu brauchen wir zusätzliche 
Dolmetscherkompetenz in mehreren 
Sprachen. 

Die guten Rückmeldungen des Nach-
mittages haben uns darin bestärkt, 
dass wir diese Art von Internationa-
lem Workshop mit Sicherheit wieder 
organisieren.

Anna Barbara Dell
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Americanah 
„Ich wurde erst schwarz, als ich nach 
Amerika kam.“ Die Schriftstellerin 
Chimamanda Ngozi Adichie in ihrem 
Roman „Americanah“.

Der Blick über den großen Teich 
verheißt dieser Tage wenig Gutes: 
Während das progressive Amerika 
noch immer den Schock über die 
Wahl Donald Trumps zum 45. US-
Präsidenten verarbeitet und eine 
dauerhafte Verrohung des politisch-
öffentlichen Diskurses befürchtet, 
geht nicht nur die Ära der Political 
Correctness zu Ende. Vielmehr hat 
die Debatte um den Rassismus, 
die während der Amtszeit Barack 
Obamas neu entfachte – man denke 
nur an Ferguson und die Black Lives 
Matter-Bewegung –, längst in der 
Mitte der Gesellschaft eingeschla-
gen. Das Land ist heute gespaltener 
denn je. So stellt sich für viele die 
Frage, wie es dazu kommen konnte. 
Es mag sein, dass Taschenbücher 
nach Art von „Amerika verstehen“ 
Antworten auf diese und ähnliche 
Fragen geben. Doch für diejenigen, 
die keine einzelne Geschichte über 
die US-Gesellschaft lesen möchten, 
kommt ein Buch, das weit mehr als 
eine Geschichte erzählt, besonders 
gelegen. 

Chimamanda Ngozi Adichie gelingt 
die Gratwanderung zwischen Erzähl-
kunst und Engagement. Mit „Ameri-
canah“ hat sie ein erfrischend ehrli-
ches Buch über den Rassismus, der in 
der amerikanischen Geschichte und 
Gesellschaft tief verankert ist, vorge-
legt, aber auch über die Reise zum 
eigenen Ich in Zeiten von Migration 
und Globalisierung, in der die Welt 
immer näher zusammenrückt und 
gleichzeitig Grenzen immer schärfer 
gezogen werden – einen modernen 
Bildungsroman voller Komik, einiger 
Tragik und nicht zuletzt einer herz-
erwärmenden Liebesgeschichte.

Diese Liebe, die von Ifemelu und 
Obinze, beginnt im Nigeria der 
1990er Jahre. Dann trennen sich ihre 
Wege. Es herrscht eine der brutals-
ten Militärdiktaturen in der nigeria-
nischen Geschichte. Getrieben von 
Ängsten, Nöten und der andauern-
den Perspektivlosigkeit, die vor allem 
die junge Generation hart trifft, 
treibt es viele ins Ausland. 

So landet Obinze als illegaler Ein-
wanderer in London und erfährt 
am eigenen Leib, was es bedeutet, 
zu scheitern. Er wird abgeschoben, 
schafft es aber in der nigerianischen 
Metropole Lagos, die in den Nuller-
jahren einen rasanten Wandel voll-
zieht, zum erfolgreichen Geschäfts-
mann. Ifemelu hingegen bricht zum 
Studium in die USA auf und führt 

nach einem holprigen Start ein 
ziemlich rundes Leben: Sie hat ein 
Stipendium, einen gut bezahlten Job 
und großen Erfolg als Bloggerin zum 
Thema Rasse. In Amerika lernt sie, 
was es bedeutet, schwarz zu sein.

Natürlich hat Nigeria, wie die meis-
ten afrikanischen Staaten, eine ko-
loniale Vergangenheit. Aber anders 
als in Amerika ist Schwarzsein keine 
politisch-soziale Kategorie. Während 
Ifemelu anfangs danach hungert, 
alles an Amerika zu verstehen, sich 
kulturell anpasst und die makellose 
BBC-Intonation, die sie im Schul-
unterricht in Lagos lernte, zugunsten 
eines amerikanischen Akzents ab-
legt, durchläuft sie einen Prozess der 
Bewusstwerdung. Denn je mehr sie 
in der neuen Gesellschaft ankommt, 
desto klarer durchschaut sie, wie 
diese rassisch funktioniert.

Die Autorin Adichie greift hier auf 
eigene Erfahrungen zurück. Auf-
gewachsen in Nigeria, ging sie mit 
19 Jahren zum Studium in die USA 
und lernte dort, sich als Schwarze zu 

sehen. Natürlich gibt es Differenzen 
zwischen schwarzen Amerikane-
rinnen/Amerikanern und nicht-
amerikanischen Schwarzen, weshalb 
es beispielsweise auch einen großen 
Unterschied macht, wer über Rassis-
mus spricht. Diese Frage lässt Adichie 
an einer Stelle von ihren Figuren 
diskutieren. 

So sagt Shan, eine afroamerikanische 
Schriftstellerin, „wenn man darüber 
schreibt, welche Bedeutung Rasse 
wirklich für die Leute hat, dann ist es 
zu augenfällig... Wenn du also über 
Rasse schreiben willst, dann sorg  
dafür, dass es lyrisch und fein-
sinnig ist, damit der Leser, der nicht 
zwischen den Zeilen liest, gar nicht 
merkt, dass es um Rasse geht.“ 

Adichie schafft durch Ifemelus 
Perspektive auf die amerikanische 
Gesellschaft, ihren Doppelblick und 
ihre Drinnen-Draußen-Position als 
Fremde, eine besondere Form der 
Beobachtung und damit beeindru-
ckende Erkenntnisse.

Erzählerisch greift Adichie zwei 
Mittel auf: Einerseits ist da Ifemelus 
politischer Kommentar zu offenen 
und versteckten Formen des Rassis-
mus, der als Blog mit dem program-
matischen Titel „Raceteenth oder Ein 
paar Beobachtungen über schwar-
ze Amerikaner (früher als Neger 
bekannt) von einer nicht-amerikani-
schen Schwarzen“ in die Handlung 
eingebettet ist. 

So erfahren Leserinnen und Leser, 
dass das amerikanische Stammes-
denken lebendig und wohlauf ist. 
Es beruht auf den Pfeilern Schicht, 
Ideologie, Region und Rasse. In die-
ser Rassenhierarchie ist Weiß immer 
ganz oben, insbesondere weiße 
angelsächsische Protestanten, auch 
WASP genannt, und Schwarz immer 
ganz unten. 

Die Wertigkeit anderer Kategorien, 
die sich in dieser Hierarchisierung 
zwischen Weiß und Schwarz be-
finden, ist variabel. Dabei wird 
Schwarzsein mit unterdurchschnitt-
lichem Erfolg assoziiert und gender-
spezifisch aufgeladen.

Emek Cerit

B uchvorstellung               31

FRAU aktiv Frühjahr 2017



am Donnerstag, 22. Juni 2017
von 18 Uhr bis ca. 21 Uhr

im Gewerkschaftshaus, Otto-Brenner-Saal, 
Hans-Böckler-Straße 1, 68161 Mannheim (Eingang Cahn-Garnier-Ufer)

Eröffnung: Katja Udluft, Bezirksgeschäftsführerin ver.di Rhein-Neckar
Referentin: Andrea Schiele, Landesbezirksfrauenrat ver.di Baden-Württemberg

Äußerungen wie „Gendermainstreaming zerstöre die traditionelle Familie“, die Ablehnung von Gen-
der Budgeting, das Propagieren eines rückwärtsgewandten Frauen- und Familienbildes haben uns ver-
anlasst, uns mit den Inhalten sowie der äußeren und inneren Darstellung rechtspopulistischer Parteien 
auseinander zu setzen. Durch das Erstarken der Rechtspopulisten in  Kommunen und Parlamenten 
sehen wir die mühsam errungenen Elemente der Gleichberechtigung von Mann und Frau gefährdet.

Einladung
zur Diskussionsveranstaltung

Rechtspopulismus und 
Auswirkungen auf die 
Gleichstellungspolitik

Frauen -  und
Gle i chs te l lungs -

po l i t i k

Eine Veranstaltung des Bezirksfrauenrats und Bezirksvorstands ver.di Rhein-Neckar
Infos: Angelika Paqué, ver.di Rhein-Neckar, Tel. 06 21/15 03 15-490, angelika.paque@verdi.de


